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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Landeshauptstadt Saarbrücken plant 
die Entwicklung und Nachnutzung einer 
innerörtlichen Fläche im Stadtteil St. Johann  
im Sinne der Innenentwicklung. Ziel ist da-
bei die Wiedernutzbarmachung einer mitt-
lerweile nicht mehr gewerblich genutzten 
Brach- bzw. Konversionsfläche zugunsten 
der Universität des Saarlandes. 

Konkret handelt es sich hierbei um das ehe-
malige Gelände der Implenia GmbH an-
grenzend an den Eschberger Weg, auf wel-
chem eine Kombination aus Büro- und 
Wohnnutzung sowie aus Forschung und 
nicht störender Produktion erfolgen soll. 
Durch den Bau eines neuen Gebäudekom-
plexes bestehend aus zwei Wohntürmen, 
einem Büroturm sowie einem Hallengebäu-

de, welche durch ein Erschließungsgebäude 
mit einander verbunden werden, soll der 
Weg für die Umnutzung und Weiterent-
wicklung der Fläche zum Wohnen, Arbeiten 
und Forschen in Verbindung mit der Univer-
sität des Saarlandes vorbereitet werden. 

Darüber hinaus sollen angrenzende Berei-
che östlich des Eschberger Weges (Indust-
riegebiet, Wohngebiet) angesichts der Ent-
wicklungstendenzen der vergangenen Jahre 
hin zu einem gemischt genutzten Areal so-
wie zur besseren Verträglichkeit mit dem 
geplanten Vorhaben und der jeweiligen be-
stehenden Nutzungen überplant werden.

Das Industriegebiet soll demnach als einge-
schränktes Gewerbegebiet festgesetzt wer-
den (auch zur Rücksichtnahme auf die be-

reits bestehende angrenzende Wohn-
nutzung). Das im Planungs recht festgesetz-
te Reine Wohngebiet des bestehenden 
Bebauungsplanes nördlich der Straße „Im 
Helmerswald“ wird im Gegenzug als allge-
meines Wohngebiet festgesetzt, um sich 
besser in die heterogene Nutzung vor Ort 
sowie in der Umgebung einzufügen.

Gleichzeitig wird auf diese Weise auch dem 
Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BimSchG 
Rechnung getragen, wonach bestimmte 
Nutzungen einander so zuzuordnen sind, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen auf 
schutzbedürftige Gebiete so weit wie mög-
lich vermieden werden sollen.

Innerhalb des Plangebietes existieren meh-
rere rechtskräftige Bebauungspläne (siehe 

Orthofoto mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: Geoportal Saarland; Bearbeitung: Kernplan
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auch Übersichtsplan S. 13). Das Quartier 
nordwestlich des Eschberger Weges liegt in-
nerhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes Nr. 135.03.03 „Änderung Ka-
ninchenberg - Heidenkopferdell“ aus dem 
Jahr 1983. Das Quartier südlich der Straße 
„Im Helmerswald“ liegt dagegen innerhalb 
des Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 135.03.00 „Kaninchenberg - Heidenk-
opferdell - Am Kieselhumes - Eschberger 
Weg“ aus dem Jahr 1967. Der nordwestli-
che Bereich des Plangebietes, nördlich der 
Straße „Im Helmerswald“ liegt wiederum 
innerhalb des Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 141.01.00 „Eschbergge-
biet“ aus dem Jahr 1967. 

Auf dieser Grundlage kann das Vorhaben 
jedoch nicht realisiert werden. Zur Umset-
zung der Planung ist daher die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes erforderlich.

Aus diesem Grund hat der Stadtrat der Lan-
deshauptstadt Saarbrücken nach § 1 Abs. 3 
BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB die Einleitung 
des Verfahrens zur Aufstellung des Bebau-
ungs planes beschlossen. Der Bebauungs-
plan soll im Regelverfahren aufgestellt wer-
den.

Der Bebauungsplan Nr. 135.03.15 „Zwi-
schen Quellenstraße und Im Helmerswald“ 
wird in seinem Geltungsbereich die betrof-
fenen Teilbereiche der rechtskräftigen Be-
bauungspläne Nr. 135.03.03 „Änderung 
Kaninchenberg - Heidenkopferdell“ aus 
dem Jahr 1983, Nr. 135.03.00 „Kaninchen-
berg - Heidenkopferdell - Am Kieselhumes - 
Eschberger Weg“ aus dem Jahr 1967 sowie 
Nr. 141.01.00 „Eschberggebiet“ aus dem 
Jahr 1967 ersetzen. Die genauen Grenzen 
des Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes sind dem beigefügten Lageplan zu 
entnehmen. Er umfasst eine Fläche von 
ca. 8,5 ha.

Ursprünglich war noch die Fläche östlich 
der Quellenstraße Teil des Plangebietes. Im 
Laufe der Bearbeitung hat sich herausge-
stellt, dass hier kein Steuerungsbedarf be-
steht, sodass der Geltungsbereich auf den 
jetzigen Zuschnitt reduziert werden konnte.

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
ein gesonderter Bestandteil der Begrün-
dung. (Der Umweltbericht wird erst nach 
der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
gem. § 4 Abs. 1 BauGB fertiggestellt. Auf 
Basis der frühzeitigen Beteiligung wird zu-
nächst der erforderliche Umfang und 

Detaillierungsgrad des Umweltberichts 
gem. § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB ermittelt.)

Mit der Erstellung des Bebauungsplans und 
der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Mit der Erstellung des Umweltberichts ist 
das Büro Milvus GmbH, Jahnstraße 9, 
66701 Beckingen, beauftragt.

Zur Untersuchung des Verkehrslärms sowie 
der potenziellen Geräuschimmissionen 
durch die angrenzenden Gewerbenutzun-
gen wurde die FIRU mbH mit der Erstellung 
eines schalltechnischen Gutachtens beauf-
tragt. Unter Berücksichtigung der im Gut-
achten aufgeführten Schutzmaßnahmen, 
die als entsprechende Festsetzungen in den 
Bebauungsplan übernommen werden, kön-
nen schädliche Umwelteinwirkungen im Zu-
ge der Planung ausgeschlossen werden.

Zudem bedarf es der Erstellung eines ver-
kehrstechnischen Gutachtens, wofür die 
PJG GmbH beauftragt wurde. Im Zuge des-
sen kann für den betroffenen Knotenpunkt 
die dafür erforderliche Leistungsfähigkeit 
nachgewiesen werden.

Flächennutzungsplan

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungsplä-
ne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln.

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bands Saarbrücken stellt das Plangebiet 
nordwestlich des Eschberger Wegs sowie 
südlich der Straße „Im Helmerswald“ als 
gewerbliche Baufläche dar. Für die Fläche 
nördlich der Straße „Im Helmerswald“ stellt 
der Flächennutzungsplan eine gemischte 
Baufläche dar. Darüber hinaus werden die 
Gewerbeflächen als Flächen für Nutzungs-
beschränkungen oder für Vorkehrungen 
zum Schutz gegenschädliche Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes dargestellt. Da der Be-
bauungsplan nur teilweise aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt werden kann, 
wird der Flächennutzungsplan parallel zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
135.03.15 „Zwischen Quellenstraße und 
Im Helmerswald“ gem. § 8 Abs. 3 BauGB 
teilgeändert. 
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt im Osten des Stadtteils 
St. Johann, zentral am Fuße des Eschbergs. 
Mittig durch das Plangebiet verläuft die 
Straße „Eschberger Weg“.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

• im Norden durch die Verkehrsfläche 
der Graf-Stauffenberg-Straße, die süd-
liche Grundstücksgrenzen der Grund-
stücke Peter-Zimmer-Straße 11, 3, 1 
und 1a,

• im Osten durch die Straße „Im Helmers-
wald“, die östliche und nördliche 
Grundstücksgrenze des Grundstücks 
„Im Helmerswald“ 17 bis 21, die östli-
che und nördliche Grundstücksgrenze 
des Grundstücks „Im Helmerswald“ 13 
bis 15 und die östliche Grundstücks-
grenze des Grundstücks Graf-Stauffen-
berg-Straße 8,

• im Süden durch die Gleise der angren-
zenden Bahnstrecke,

• im Westen durch die Straße „Esch-
berger Weg“ und die Quellenstraße so-
wie die angrenzende zusammenhän-
gende Grünfläche unmittelbar östlich 
der Quellenstraße (Flurstücke 19/18 
und 19/20).

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs- 
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet wird überwiegend gewerb-
lich genutzt. Lediglich im Nordosten des 
Plangebietes befindet sich Wohnnutzung. 
Einen Großteil der Gewerbefläche nimmt 
der Gebäudekomplex der ZeMa - Zentrum 
für Mechatronik und Automobiltechnik im 
Süden des Plangebietes ein. In diesen Kom-
plex sind zudem die Mercedes-Benz Ban-
king Services sowie die Eventlocation „East 
Side Fab e.V.“ integriert. Im Südwesten des 
Plangebietes befindet sich angrenzend an 
den Eschberger Weg ein Gebäude der Stadt-
werke .

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes; Quelle: Vermessungs- & Geoinformationsamt Saarbrücken; Bearbeitung: 
Kernplan

Blick auf das neu errichtete Gebäude westlich des Eschberger Wegs
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Zudem befindet sich nordwestlich des Esch-
berger Wegs die „Steuerberater Saarbrü-
cken - Dornbach GmbH“. Bei der nördlich 
daran angrenzenden Fläche handelt es sich 
um die ehemals gewerblich genutzte Flä-
che, die im Zuge der Planung einer neuen 
Nutzung zugeführt werden soll. 

Die Umgebung ist im Norden durch Misch-
nutzung mit gewerblichen Bereichen, Büro-
nutzung und Wohn bebauung geprägt. Im 
Osten wird das Plangebiet durch Einzelhan-
dels- und Dienstleistungsangebote be-
grenzt, im Süden liegen wiederum Bahn-
gleise. Westlich, rund um den Kaninchen-
berg, handelt es sich vornehmlich um 
Wohnnutzung. Zudem besteht östlich 
Planungsrecht für Gewerbe (eingeschränkt) 
und Mischnutzung, das bislang allerdings 
noch nicht baulich umgesetzt wurde.

Insgesamt ist festzustellen, dass sich die ge-
planten Nutzungen in das heterogen ge-
prägte Plangebiet und dessen Umgebung 
einfügen.

Die Flächen befinden sich überwiegend in 
Privateigentum. Die im Plangebiet vorhan-
dene Verkehrsfläche des Eschberger Wegs 
sowie das Grundstück „Im Helmers-
wald  11“ befindet sich im Eigentum der 
Landeshauptstadt Saarbrücken. Das Grund-
stück des Eschberger Wegs 32 liegt zudem 
im Eigentum der Stadtwerke. Da sich das zu 
entwickelnde Grundstück bereits im Privat-
eigentum des Vorhabenträgers befindet und 
für die weiteren Grundstücke lediglich das 
Planungsrecht angepasst wird, kann von 
einer zügigen Realisierung der Planung aus-
gegangen werden.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet steigt nach Norden hin, in 
Richtung des Eschbergs, leicht an. Es ist je-
doch nicht davon auszugehen, dass sich die 
Topografie in irgendeiner Weise auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
(insbesondere Fest  setzung der Baufenster) 
auswirken wird. 

Verkehrsanbindung und -gut-
achten

Das Plangebiet ist bereits heute über den 
Eschberger Weg an das örtliche und im wei-
teren Verlauf über die südlich gelegene Ost-
spange an das überörtliche Verkehrsnetz (B 
51 / BAB 620) angebunden.

Die Ostspangenbrücke stellt eine Verbin-
dungsachse zur Innenstadt dar und befin-
det sich dabei nur wenige Meter südwest-

lich des Gebietes. Der Hauptbahnhof Saar-
brücken ist über diese in ca. 13 min zu errei-
chen. 

Darüber hinaus ist auch die ÖPNV-Anbin-
dung des Gebietes sehr gut. Im Bereich des 
südlich verlaufenden Eschberger Wegs be-
finden sich mehrere Bushaltestellen. Ab hier 
bestehen u. a. Anbindungsmöglichkeiten in 
Richtung St. Johanner Markt (ca. 9 min), in 
Richtung „Goldene Bremm“ (ca. 13 min) 
oder auch in Richtung der Universität (ca. 
12 min). Zudem befindet sich in Nähe des 
Plangebietes der Ostbahnhof Saarbrücken 
(ca. 3 min). 

Der ruhende Verkehr wird im Bestand be-
reits vollständig auf den Grundstücken 
untergebracht. Auch die Unterbringung des 
ruhenden Verkehrs der neu zu entwickeln-
den Fläche kann vollständig auf dem 
Grundstück erfolgen.

Um den Nachweis der Verkehrsverträglich-
keit in Bezug zum Vorhaben zu führen, wur-
de darüber hinaus ein Verkehrsgutachten 
erstellt.

„Der Knotenpunkt Eschberger Weg / Am 
Holzbrunnen ist derzeit als Einmündung mit 
Lichtsignalanlage ausgebaut. In der Fahrbe-
ziehung „Eschberger Weg“ knickt der Kno-
tenpunkt in Knotenmitte in südliche Rich-
tung zur L 174 Mainzer Straße hin ab. Die 
Fahrbeziehung „Eschberger Weg“ stellt die 
über-ordnete Strecke entsprechend der 
Stromzuordnung nach dem HBS dar. Im Zu-
ge des Eschberger Weges sind in beiden 
Fahrtrichtungen gegenwärtig gesonderte 
Fahrstreifen für die einzelnen Fahrströme 
vorhanden. In der unter-geordneten Kno-

tenzufahrt „Am Holzbrunnen“ sind geson-
derte Fahrstreifen für die Rechts- bzw. 
Linkseinbieger vorhanden. Im östlichen 
Knotenast des Eschberger Weges sowie im 
Knotenast „Am Holzbrunnen“ sind signali-
sierte Fußgängerfurten angelegt. 

In der untersuchten Vor- bzw. Nachmittags-
spitze wird anhand den Simulationsergeb-
nissen am bestehenden Knotenpunkt Esch-
berger Weg / Am Holz-brunnen jeweils die 
Qualitätsstufe des Verkehrsablaufs D (QSV 
D) nach HBS 2015 erreicht.

Insgesamt ist bei Knotenpunkten i.d.R. min-
destens die Qualitätsstufe des Verkehrsab-
laufs D (QSV D, ausreichend) nach HBS 
2015 nachzuweisen, was beim vorgenann-
ten Knotenpunkt in den betrachteten Spit-
zenstunden der Fall ist.

Somit weist der bestehende Knotenpunkt 
Eschberger Weg / Am Holzbrunnen eine 
ausreichende Leistungsfähigkeit auf.

Die Rückstaulänge der Signalgruppe FV.03 
(Zufahrt Eschberger Weg aus Richtung 
Eschberg kommend) liegt in der Vormittags-
spitze bei etwa 63 m und in der Nachmit-
tagsspitze bei etwa 77 m. In der Signalgrup-
pe FV.04 (Rechtsabbieger in Richtung Esch-
berg) liegt die Rückstaulänge am Vormittag 
bei 72 m und am Nachmittag bei 50 m. Die 
Signalgruppe FV.05 (Mainzer Straße kom-
mend in Richtung Am Holzbrunnen) weist in 
der Vor- und Nachmittagsspitze eine Rück-
staulänge von 39 m auf. In den Signalgrup-
pen FV.01 und FV.02 (Knotenzufahrt Am 
Holzbrunnen) liegen die Rückstaulängen 
bei maximal rund 55 m.

Blick auf die Haupterschließungsstraße (Eschberger Weg)
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Der bestehende Knotenpunkt Eschberger 
Weg / Am Holzbrunnen weist auf Grundlage 
der vorhandenen Signalprogramme und 
Fahrspuraufteilungen für die Abwicklung 
der zusätzlichen Verkehre des geplanten 
Bauvorhabens „Campus E“ die dafür erfor-
derliche Leistungsfähigkeit auf.

Die Rückstaulängen bewegen sich bis auf 
die Signalgruppe FV.04 im akzeptablen Be-
reich bzw. innerhalb der Aufstelllängen der 
Fahrstreifen. Die Rückstaulänge der Signal-
gruppe FV.04 liegt in der Vormittagsspitze 
etwa 34 m und in der Nachmittagsspitze et-
wa 12 m über der zur Verfügung stehenden 
Aufstelllänge (ca. 38 m). Folglich staut die-
ser Fahrzeugstrom rechnerisch bis in den 
südlich gelegenen und signalisierten Kno-
tenpunkt L 119 Mainzer Straße / Eschberger 
Weg. Abminderungen der Staulänge aus 
Koordination bzw. verkehrsabhängiger 
Steuerung der beiden Lichtsignalanlagen 
können nicht mit dem Nachweisverfahren 
des HBS berechnet werden. Die Berechnung 
des Bestandes ergibt in der Vormittagsspit-
ze eine rechnerische Rückstaulänge von 59 
m und in der Nachmittagsspitze von 32 m 
(Prognose 62 m bzw. 46 m). Die Rückstau-
erfassung im Rahmen der Verkehrszählung 
zeigt in der Knotenzufahrt Eschberger Weg 
aus Richtung L 119 Mainzer Straße kom-
mend jedoch keine nennenswerten Rück-
staulängen. Sofern sich doch eine Rück-
staulänge im täglichen Verkehrsablauf ein-
stellt, sollten Anpassungen der Signalsteue-
rung vor-genommen werden.

Bauliche Anpassungen oder Ummar-
kierungen im Knotenpunkt sind nicht vor-
gesehen.

Für Fußgänger sind im Bestand dement-
sprechende Furten im Knotenpunkt Esch-
berger Weg / Am Holzbrunnen vorhanden. 
Änderungen sind hier keine geplant. Rad-
verkehrsanlagen sind derzeit im Knoten-
punkt Eschberger Weg / Am Holzbrunnen 
nicht vorhanden und im Rahmen dieser Ver-
kehrsuntersuchung auch keine geplant. In 
der angrenzenden L 119 Mainzer Straße 
wird der Radverkehr auf gesonderten We-
gen in den Seitenräumen geführt.“
(Auszug des Verkehrsgutachten, Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Hochstraße 57, 66115 Saarbrücken, 
Stand: Mai 2024)

Externe Erschließungsanlagen bedarf es zur 
Realisierung des Vorhabens nicht.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung / Nut-
zung bereits grundsätzlich vorhanden (Was-
ser, Elektrizität etc.).

Die nach § 49 a SWG geltenden Vorgaben 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind hier nicht 
zwingend anzuwenden, da das Grundstück 
vor dem Jahr 1999 bereits bebaut, damit 
befestigt und an die öffentliche Kanalisa-
tion angeschlossen war.

Die Entwässerung des Plangebietes soll bei 
Neubauvorhaben dennoch im Trennsystem 
erfolgen.

Das Schmutzwasser wird demnach durch 
Anschluss an den vorhandenen ZKE-
Schmutzwasserkanal und das Nieder-
schlagswasser durch Anschluss an den vor-
handenen ZKE-Regenwasserkanal entsorgt.

Die Planung und die Bauausführung für die 
Entwässerungsanlagen sind mit der ZKE ab-
zustimmen. 

Schalltechnisches Gutachten

Die für das Planvorhaben relevanten schall-
schutzspezifischen Themen (Verkehrslärm, 
Gewerbelärm) wurden im Rahmen einer 
schalltechnischen Untersuchung betrachtet.

„Aufgrund der berechneten Überschreitun-
gen der Orientierungswerte der DIN 18005 
für Gewerbe- und Mischgebiete bzw. Urba-
ne Gebiete durch die Verkehrslärmeinwir-
kungen werden Schallschutzmaßnahmen 
im Bebauungsplan erforderlich. 

Die DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau 
– Teil 1: Mindestanforderungen“ (Januar 
2018) definiert Anforderungen an die Luft-
schalldämmung von Außenbauteilen von 
Gebäuden unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Raumarten. Die Anforde-
rungen sind abhängig von den maßgebli-
chen Außenlärmpegeln, in denen die zu 
schützenden Nutzungen liegen. Der maß-
gebliche Außenlärmpegel ist gemäß Punkt 
4.4.5 der DIN 4109-2 „Schallschutz im 
Hochbau – Teil 2: Rechnerische Nachweise 
zur Erfüllung der Anforderungen“ (Januar 
2018) unter Berücksichtigung der verschie-
denen Lärmarten (u.a. Straßenverkehr, 
Schienenverkehr, Gewerbe- und Industrie-
anlagen) zu ermitteln. Bezogen auf den 

Schienen- und Straßenverkehrslärm (4.4.5.2 
und 4.4.5.3 der DIN 4109-2) wird der 
„maßgebliche Außenlärmpegel“ ermittelt, 
indem zu dem errechneten Verkehrslärmbe-
urteilungspegel 3 dB(A) zu addieren sind. 
Aufgrund der Frequenzzusammensetzung 
von Schienenverkehrsgeräuschen in Verbin-
dung mit dem Frequenzspektrum der Schall-
dämm-Maße von Außenbauteilen ist der 
Beurteilungspegel für Schienenverkehr pau-
schal um 5 dB zu mindern.

Beträgt die Differenz der Beurteilungspegel 
zwischen Tag und Nacht weniger als 10 
dB(A), so ergibt sich der maßgebliche 
Außenlärmpegel zum Schutz des Nacht-
schlafes aus dem um 3 dB(A) erhöhten Be-
urteilungspegel für die Nacht und einem 
Zuschlag von 10 dB(A).

Bezogen auf den Gewerbelärm wird nach 
DIN 4109-2 im Regelfall als „maßgeblicher 
Außenlärmpegel“ der nach der TA Lärm für 
die jeweilige Gebietskategorie geltende 
Tag-Immissionsrichtwert angesetzt. Für die 
geplanten Mischgebiete bzw. Urbanen Ge-
biete wird der Tag-Immissionsrichtwert der 
TA Lärm für Urbane Gebiete von 63 dB(A) 
und für die geplanten Gewerbegebiete der 
Tag-Immissionsrichtwert der TA Lärm für 
Gewerbegebiete von 65 dB(A) herangezo-
gen. 

Von den Anforderungen an das erforderli-
che Schalldämm-Maß kann im Baugeneh-
migungsverfahren abgewichen werden, 
wenn nachgewiesen wird, dass zur Sicher-
stellung verträglicher Innenpegel geringere 
Maßnahmen ausreichen.

Die bestehenden Anlagen und Betriebe sind 
gemäß den vorliegenden Bauscheinen der 
Stadt Saarbrücken bereits heute soweit ein-
geschränkt, dass an den nächstgelegenen 
schutzbedürftigen Nutzungen – insbeson-
dere entlang des Eschberger Wegs und der 
Straße Im Helmerswald – die Immissions-
richtwerte der TA Lärm einzuhalten sind. 

Bei uneingeschränktem Gewerbebetrieb 
von Betrieben und Anlagen innerhalb der 
geplanten Gewerbegebiete ist insbesonde-
re in der Nacht mit Überschreitungen der 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm zu rech-
nen. Zum Schutz der nächstgelegenen 
schutzbedürftigen Nutzungen innerhalb 
und außerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans wird empfohlen, die Fest-
setzung einer Geräuschkontingentierung 
gemäß DIN 45691 im Bebauungsplan zu 
treffen.
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Nach der aktuellen Rechtsprechung des 
BVerwG, muss bei der Kontingentierung 
eines Baugebiets mindestens ein Teilgebiet 
ohne Emissionsbeschränkung festgesetzt 
oder mit solchen Emissionskontingenten 
belegt werden, die jeden nach § 8 BauNVO 
zulässigen Betrieb ermöglichen. Falls eine 
solche Festsetzung nicht realisierbar ist, be-
steht die Möglichkeit der baugebietsüber-
greifenden Gliederung. Die baugebietsüber-
greifende Gliederung setzt voraus, dass es 
im Gemeindegebiet neben dem emissions-
kontingentierten Gewerbegebiet noch min-
destens ein Gewerbegebiet gibt, in dem kei-
ne Emissionsbegrenzungen gelten.

Aufgrund der bestehenden schutzbedürfti-
gen Nutzungen in der Umgebung ist zumin-
dest für den Nachtzeitraum eine sinnvolle 
Gliederung der Gewerbegebiete mit der 
Maßgabe, dass mindestens eine Gewerbe-
gebietsteilfläche unter schallschutztechni-
schen Gesichtspunkten nicht eingeschränkt 
wird, nicht möglich. Deshalb können im vor-
liegenden Fall keine Teilgebiete mit Emis-
sionskontingenten zugelassen werden, die 
in der Nacht uneingeschränkten Gewerbe-
gebieten (ohne Emissionsbegrenzung) ent-
sprechen würden.

Die Geräuschkontingentierung kann im Be-
bauungsplan als Gliederung der Gewerbe-
gebiete nach der Art der Betriebe und Anla-
gen und deren besonderen Bedürfnissen 
und Eigenschaften im Verhältnis zu be-
stehenden uneingeschränkten Gewerbege-
bieten im Gemeindegebiet festgesetzt wer-
den (baugebietsübergreifenden Gliede-
rung).“
(Auszug der schalltechnischen Untersuchung, FIRU GfI 
mbH Kaiserslautern, Richard-Wagner-Straße 20-22, 
67655 Kaiserslautern, Stand: Mai 2024)

Die im Gutachten empfohlene Schutzmaß-
nahmen werden entsprechend als Festset-
zung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB in den 
Bebauungsplan aufgenommen.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 
BauGB und das Gebot des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gem. § 1a Abs. 
2 BauGB verlangen eine Prüfung des Bau-
landbedarfs, die kritische Würdigung sich 
aufdrängender Standortalternativen, sowie 
in Grundzügen alternative Formen der Bo-
dennutzung und Erschließung. Dadurch 
wird sichergestellt, dass der geplante Stand-
ort private und öffentliche Belange so ge-
ring wie möglich beeinträchtigt (Verträg-
lichkeit) und die Planungsziele am besten 
erreicht.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wird 
das Ziel verfolgt, die ehem. gewerblich ge-
nutzte Fläche oberhalb des Eschberger 
Wegs einer neuen Nutzung zuzuführen und 
den Bereich neu zu entwickeln. Darüber hi-
naus soll das Planungsrecht des umliegen-
den Bestandes angesichts der Entwicklung 
der vergangen Jahre vom reinen Gewerbe-
standort zu einem gemischt genutzten Areal 
sowie im Sinne einer besseren Verträglich-
keit der einzelnen Nutzungen aufeinander 
abgestimmt werden.

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich somit um die Nachverdichtung einer 
Fläche im infrastrukturell erschlossenen In-
nenbereich sowie die Sicherung bzw. Abstu-
fung von Bestandsnutzungen, um schädli-
che Beeinträchtigungen zwischen einzelnen 
Nutzungen zu vermeiden.

Die Neuordnung des Gesamtareals ist dem-
nach erforderlich, um der Entwicklung der 
vergangenen Jahre Rechnung zu tragen und 
Nutzungskonflikte innerhalb des Plan-
gebietes ausschließen zu können.

Durch die Umsetzung des Vorhabens kön-
nen beispielsweise dringende Bedarfe der 
Universität Saarbrücken nach besonderen 
Formen des Wohnens und der Forschung an 
einem zentral gelegenen Standort gedeckt 
werden.

Bei der geplanten Bebauung handelt es sich 
somit um die maßvolle Nachverdichtung 
eines bereits erschlossenen Grundstücks, 
was die bestehende Infrastruktur effizienter 
auslastet und perspektivisch die Inan-
spruchnahme von Flächen im Außenbereich 
verhindert (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden gem. § 1a Abs. 2 BauGB).

Ferner wird mit der Planung auch dem 
Stadtteilentwicklungskonzept Saarbrücken 
aus dem Jahr 2009 Rechnung getragen. 

Ziel dieses Konzepts sind u. a. universitäre 
Einrichtungen in der Innenstadt sowie ver-
stärkt Studierende, Lehrende und Forschen-
de für Saarbrücken zu gewinnen. Mit dem 
innenstadtnahen Campus Areal wird den 
Studierenden, Lehrenden sowie Forschen-
den mehr Platz eingeräumt, was die Stadt 
als Forschungsstandort attraktiver macht. 



 Bebauungsplan Nr. 135-03-15, Saarbrücken - St. Johann 10 www.kernplan.de

Städtebauliche Konzeption

Die Firma Dornbach GmbH möchte die ehe-
malige Fläche der Implenia GmbH zu einem 
sekundären Standort der Universität des 
Saarlandes entwickeln und dabei die Pla-
nungsziele der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken zum Bebauungsplan-Verfahren umset-
zen.

Auf dem ehemaligen Areal der Implenia 
Modernbau GmbH soll ein Komplex zum 
Forschen, Arbeiten und Wohnen entstehen.  
In Form von fünf verschiedenen Gebäudety-
pen mit verschiedenen Höhen entsteht so-
mit orthogonal zum Verlauf des Eschberger 
Weges ein neues Gebäude-Ensemble: 

„Wohntürme: Im Süden des Areals befinden 
sich zwei Wohntürme mit eigener Erschlie-
ßung und jeweils dazugehörige Pkw-Park-
plätze. Die viergeschossigen Türme mit Staf-
felgeschoss bieten Platz für rund 48 Appar-
tements und 4 Penthäuser.

Erschließungsgebäude: Das zwischen den 
Türmen liegende zweigeschossige Verbin-
dungsgebäude mit seinen Büroflächen und 
Schulungsräumen erschließt des Gebäude-
komplex zentral.

Büroturm: Im Zentrum des Komplexes be-
findet sich der sechsgeschossige Büroturm. 

Im Erdgeschoss befindet sich die Gastrono-
mie mit einer Straßenterrasse. In den darü-
berliegenden 5 Geschossen befinden sich 
lichtdurchflutete und moderne Büroräume.

Hallengebäude: Das eingeschossige multi-
funktionale Hallengebäude bietet mit sei-
nen großen Spannweiten reichlich Platz für 
verschiedene Nutzungskonzepte, wie eine 
moderne, flexible Containerlösung für For-
schungszwecke.

Parkplatz: Im Westen des Areals stehen für 
alle Mitarbeiter, Bewohner und Besucher 
ausreichend Parkmöglichkeiten zur Verfü-
gung - Parken unter Bäumen!

energetisches Konzept: Die hochgedämm-
ten Gebäude werden mit erneuerbaren und 
nachhaltigen Energiemedien betrieben. Mit 
in der Straße befindlicher Fernwärmelei-
tung, Luft-Wasser-Wärmepumpen, Solar- 
und Photovoltaik-Anlagen werden die Ge-
bäude zukunftsorientiert versorgt. 

Durch die Gründächer der Gebäude wird 
nachhaltig zum Klimaschutz ein Beitrag ge-
leistet und das eigene Raumklima verbes-
sert. Zudem wird das Regenwasser der Dä-
cher und der versiegelten Außenflächen zu 
eigenen Zwecken, z.B. Forschung, Wohnun-
gen; Außenanlage genutzt.  

Die modernen und nachhaltigen Materia-
lien, wie z.B. Holzbinder und Pfeiler des Hal-
len- und Verbindungsgebäudes, oder die 
Porotonmauersteine, leisten einen großen 
Beitrag zum nachhaltigen Bau bei.“  
(Quelle: Campus E - Nutzungskonzept, Bebauungsplan 
in der Landeshauptstadt Saarbrücken, Stadtteil St. Jo-
hann, Giarrizzo Architekten, Poststraße 43, 66386 
St. Ingbert, Stand: Juni 2023)

Campus E - Lageplan, ohne Maßstab; Quelle: Giarrizzo Architekten; Stand: Juni 2023
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Der Stadtteil St. Johann ist Teil des Stadtbezirks Saarbrücken-Mitte des Oberzentrums  
Saarbrücken; Siedlungsachse 1. Ordnung

Vorranggebiete Das Plangebiet liegt innerhalb des Vorranggebietes für Grundwasserschutz sowie 
innerhalb des Wasserschutzgebietes Saarbrücken / Scheidter Tal (Schutzzone III); keine 
gegenseitige Beeinträchtigung zu erwarten (siehe unten)

zu beachtende Ziele und Grundsätze • (Z 12) Die dort vorhandenen Wohn- und Arbeitsstätten, zentrale Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge, öffentliche und private Dienstleistungen sowie sonstigen Infrastruk-
tureinrichtungen sollen an die aktuellen Rahmenbedingungen angepasst und - so-
weit möglich - in ihrem Bestand dauerhaft gesichert werden: erfüllt 

• (Z 17) Bei der Siedlungsentwicklung (Wohnen, Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen sowie Einrichtungen für Freizeit und Sport) sind vorrangig die im Siedlungsbestand 
vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Bauland-
reserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen: erfüllt

• (Z 56) Vorranggebiete für Grundwasserschutz (VW) sind als Wasserschutzgebiete 
festzusetzen. In VW ist das Grundwasser im Interesse der öffentlichen Wasserversor-
gung vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. Eingriffe in Deckschichten sind zu 
vermeiden. Soweit nachteilige Einwirkungen durch unabweisbare Bau- und Infra-
strukturmaßnahmen zu befürchten sind, für die keine vertretbaren Standortalternativen 
bestehen, ist durch Auflagen sicherzustellen, dass eine Beeinträchtigung der Trink-
wasserversorgung nicht eintritt: erfüllt 

• (Z 57) Vorranggebiete für Grundwasserschutz sind räumliche Maßnahmenschwer-
punkte für die Erschließung und Sicherung von Grundwasser, die geeignet sind, über-
geordnete, landesplanerische Zielsetzungen (z.B. hinsichtlich der Siedlungsstruktur) 
zu erreichen und zu stützen: erfüllt 

• Keine Restriktionen für das Vorhaben

Wohneinheiten • Als Wohnungsbedarf sind für den Stadtteil St. Johann 3,5 Wohneinheiten pro 1.000 
Einwohner und Jahr festgelegt

• Mindestens einzuhaltender Dichtewert: 40 WE/ ha: erfüllt

• Die Baulandreserve dient der Nachverdichtung

• Keine Auswirkungen auf das landesplanerische Ziel eines landesweit und siedlungs-
strukturell ausgeglichenen und ressourcenschonenden Wohnbauflächenangebotes. 

Einwohner 
31.10.2022

Bedarfs-
faktor

WE-Bedarf 
bis 2034

Reserve FNP 
in ha

Siedlungs-
dichten in 

WE/ha

WE
Reserven

Bau-
lücken in 
B-Plänen 
nach § 30, 
§ 33 und 

§ 34 Abs.4 
BauGB

WE-Bedarf 
aktuell

Spalten A B C D E F G H

Berechnung A/1.000xBx10 DxE C-F-G

Landeshauptstadt
Saarbrücken

182.566 3,5 6.390
44,6 (Kernbereich)
20,0 (Nahbereich)

40
1.784
   800

513
4.093
5.077

Wohneinheitenbilanzierung; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken, Bevölkerungsstand am 31.10.2022
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Kriterium Beschreibung

Landschaftsprogramm Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen

Regionalpark Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projekträume; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutzgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, 
Nationalparks, Biosphärenreservate 

Nicht betroffen

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäo-
logisch bedeutende Landschaften nach 
§ 6 SDSchG oder in amtlichen Karten 
verzeichnete Gebiete

Nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

Nicht betroffen

Wasserschutzgebiete Schutzzone III (weitere Schutzzone) des Wasserschutzgebietes Saarbrücken / Scheidter 
Tal gem. Wasserschutzgebietsverordnung St. Arnual vom 13. Dezember 1989, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 188 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).In der 
weiteren Schutzzone ist der Schutz vor weiter reichenden Beeinträchtigungen, insbeson-
dere vor nicht oder schwer abbaubaren chemischen und radioaktiven Verunreinigungen, 
zu gewährleisten.

Hochwasserschutz / Starkregen Die städtische Starkregen-Gefahrenkarte soll für die Betrachtung der Lastfälle außerhalb 
der Bemessung der Entwässerungsanlagen (Notüberlaufszenarien) beachtet werden hin-
sichtlich einer schadlosen Ableitung bzw. entsprechenden Beachtung der Fließwege bei 
der baulichen Gestaltung der Neubauten. Die Starkregengefahrenkarte kann bei der ZKE 
eingesehen werden.

Ausschnitt Starkregengefahrenkarte; Quelle: https://geoportal.saarbruecken.de/; ohne Maßstab
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Kriterium Beschreibung

Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Die Starkregengefahrenkarte der Landeshauptstadt zeigt, dass bei 
Starkregenereignissen im Plangebiet stellenweise Einstauhöhen von bis zu 1 m (im Be-
reich des Gewerbegebiets im Südosten) zu erwarten sind. Die mögliche Betroffenheit und 
Vorbeugemaßnahmen zur Vermeidung von Schäden und zur Minimierung von Risiken 
können mit dem Zentralen Kommunalen Entsorgungsbetrieb (ZKE) abgestimmt werden.

Das Plangebiet befindet sich in einem von Starkregen potenziell betroffenen Gebiet (ge-
mäß Geoportal Landeshauptstadt Saarbrücken, Starkregenkarte). Das Vorhaben muss 
dem Überflutungsrisiko durch eine hochwasserangepasste Bebauung gerecht werden. 
Diese ist bei der Gebäude- und Grundstücksplanung zu beachten. Dabei ist darauf zu 
achten, dass keine Betroffenheiten Dritter entstehen.

Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren 
verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und 
zur Schadensminderung zu treffen.

Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt  
Saarbrücken

Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken ist zu beachten. 

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe Ergeb-
nisbericht Artenschutz

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan des Regionalverbandes Saarbrücken stellt für das Gebiet eine 
gemischte Baufläche sowie Gewerbefläche dar.  Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 
BauGB ist somit nur teilweise erfüllt. Der Flächennutzungsplan wird gem. § 8 Abs. 3 
BauGB parallel teilgeändert.

Ausschnitt des Flächennutzungsplanes des Regionalverbandes Saarbrücken; Quelle: Regionalver-
band Saarbrücken

Bebauungspläne Der Bebauungsplan Nr. 135.03.15 „Zwischen Quellenstraße und Im Helmerswald“ er-
setzt in seinem Geltungsbereich die Bebauungspläne Nr. 135.03.00 „Kaninchenberg - 
Heidenkopferdell - Am Kieselhumes - Eschberger Weg“ von 1967, Nr. 135.03.03 „Ände-
rung Kaninchenber - Heidenkopferdell“ von 1983 und Nr. 141.01.00 „Eschberggebiet“ 
von 1967.
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Kriterium Beschreibung

Bebauungspläne

Übersichtsplan Bebauungspläne der Landeshauptstadt Saarbrücken innerhalb bzw. rund um das 
Plangebiet; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken; Darstellung Kernplan

Altlastverdachtsflächen Für das Plangebiet weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen folgen-
de Einträge auf: 

• SB_587 „Tankstelle und Kfz-Reparatur“ (Altstandort)

• SB_603 „Modernbau GmbH“ (in Betrieb)

• SB_624 „ehem. Stahlbaubetrieb Seibert“

• SB_641 „Wedi-, Filter- und Armaturenbau“ (Altstandort)

• SB_644 „Rollofabrik Diestelkamp“ (in Betrieb)

• SB_656 „Lager- und Werkstätten der Stadtwerke Saarbrücken, Umspannwerk“ (in 
Betrieb)

• SB_657 „Autoverwertung Decker“ (in Betrieb)

• SB_2228 „Bauunternehmung Kniffler mit Eigenverbrauchstankstelle“ (Altstandort)

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes weist das Kataster für Altlasten und altlastver-
dächtige Flächen zudem folgende Einträge auf:

• SB_601 „ehem. Teermischanlage, Bauunternehmung Lenhard Bauhof, Fuhrpark, Me-
tallverarbeitung“ (Altstandort)

• SB_651 „Ferrum GmbH, Schrott- und Autoverwertung“ (Altstandort)

• SB_22297 „rückgebaute Bahnstrecke, ehemaliger Haltepunkt Halberg“ (Altlastver-
dachtsfläche)
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§  1-14 
BauNVO

Allgemeines Wohngebiet (WA 1)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 
BauNVO

Ein Allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet, welches durch den ak-
tuell rechtskräftigen Bebauungsplan festge-
setzt wird,  können jedoch auch ergänzende 
öffentliche und private Einrichtungen, wel-
che die Wohnruhe nicht wesentlich stören, 
zugelassen werden. Damit wird dem vor-
handenen Nutzungsmix innerhalb des Plan-
gebiets und der unmittelbaren Umgebung 
zur besseren Verträglichkeit Rechnung ge-
tragen.

Im allgemeinen Wohngebiet (WA 1) sind 
gem. § 4 Abs. 2 BauNVO folgende Nutzun-
gen zulässig:

1.  Wohngebäude,

2. die der Versorgung des Gebiets dienen-
den Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht störende Hand-
werksbetriebe,

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, sozia-
le, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke. 

Zusätzlich können ausnahmsweise Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht 
störende Gewerbebetriebe und Anlagen für 
Verwaltungen zugelassen werden.

Jedoch sind nicht alle Nutzungen des Kata-
loges des Allgemeinen Wohngebietes an 
diesem Standort realisierungsfähig. Dies ist 
unter anderem durch die vollständig vor-
handene Entwicklung des Gebiets bedingt. 
Darüber hinaus werden Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen ausgeschlossen, da diese 
aufgrund möglichen Immissionsbelastung 
nachteilige Auswirkungen auf die Wohnnut-
zung sowie auf die Wohnruhe und -qualität 
haben können. Insbesondere Tankstellen 
haben üblicherweise ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen und sind auf eine gute Erreich-
barkeit angewiesen.  Gartenbaubaubetrie-

be und Tankstellen sind darüber hinaus aus 
gestalterischen Aspekten nicht in das 
Wohngebiet integrierbar. Auch dem übli-
cherweise erhöhten Flächenbedarf und den 
baulichen Anforderungen dieser Nutzungen 
kann an diesem Standort nicht Rechnung 
getragen werden. Dies gilt sowohl zum jet-
zigen Zeitpunkt, als auch für zukünftige 
Entwicklungen. 

Urbanes Gebiet (MU 1-2)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 6a 
BauNVO

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es, ein le-
bendiges Quartier zu schaffen und die be-
reits bestehenden Nutzungen in ihrem Be-
stand zu sichern.

Aus diesem Grund wird für das Plangebiet 
ein Urbanes Gebiet gem. § 6a BauNVO fest-
gesetzt.

Urbane Gebiete dienen gem. § 6a Abs. 1 
BauNVO dem Wohnen sowie der Unterbrin-
gung von Gewerbebetrieben und sozialen, 
kulturellen und anderen Einrichtungen, die 
die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. 
Die Nutzungsmischung muss dabei gem. 
BauNVO nicht gleichgewichtig sein. Somit 
kann eine flexible Nutzungsmischung ge-
währleistet werden, die den planerischen 
Zielen für das Plangebiet entspricht.

In dem Urbanen Gebiet (MU 1-2) sind dabei 
gem. § 6a Abs. 2 BauNVO folgende Nutzun-
gen zulässig:

1. 

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG

M 1:1.000 im Original
Quelle: Vermessungs- & 
Geoinformationsamt Saarbrücken
Stand: 28.07.2023

7.  VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

8. VERSORGUNGSFLÄCHEN / -ANLAGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB I.V.M. § 14 ABS. 2 BAUNVO

Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebietes mit Elektrizität und / oder der E-Mobilität dienen, sind 
innerhalb des Geltungsbereichs des Plangebietes, auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen 
zulässig, auch soweit für sie keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

9. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Maßnahmen zur Vermeidung und Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität:

V 1: Bauzeitbeschränkung

Gehölzrodung außerhalb der Brut- und Setzzeiten (V 1.1): Zur Vermeidung des Tötungstatbestandes 
dürfen Rodungsmaßnahmen (Schutz von gebüsch- und gehölzbewohnenden Arten) ausschließlich 
außerhalb der Brutzeit im Winter (Zeitraum Anfang Oktober bis Ende Februar) durchgeführt werden. 
Gehölzschnitte von Rodungen sind zeitnah ebenfalls im Winter abzufahren, um eine Besiedlung der gefäll-
ten Gehölze zu vermeiden.

Abriss / Prüfung Bestandsgebäude auf realen Besatz (V 1.2): Zur Vermeidung des 
Tötungstatbestandes dürfen Abrissarbeiten (Schutz von gebäudebewohnenden Arten) ausschließlich 
im Winter durchgeführt werden. Alternativ sind die Gebäude auf das Vorhandensein von Vogel- oder 
Fledermausbesatz zu prüfen, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände n. § 44 BNatSchG sicher aus-
zuschließen. Im Fall von Positivnachweisen ist das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde 
abzuklären.

Schutz Mauereidechse (V 1.3): Zur Vermeidung des Tötungstatbestandes dürfen Schuttablagerungen 
und Oberboden im Bereich der Vorkommen der Mauereidechse ausschließlich zur saisonalen und tages-
zeitlichen Aktivitätszeit der Art abgetragen werden. Um eine Zerstörung von Gelegen oder Tötung von 
Jungtieren zu vermeiden, hat die Räumung im Frühjahr (Ende März bis Mai) zu erfolgen. Während der 
Räumung muss zu jedem Zeitpunkt eine Möglichkeit zum Abwandern der Tiere in das nahegelegene Umfeld 
gewährleistet sein. Die Räumung von Schutt und Erdmassen sollte dabei auch in einer Richtung erfolgen, 
die das Flüchten der Tiere aus dem Eingriffsbereich begünstigt (von der Mitte des Eingriffsbereichs nach 
außen) und zudem möglichst schonend erfolgen. Die Räumung sollte unter Aufsicht einer ökologischen 
Baubegleitung erfolgen, um ggf. auch Individuen gezielt umzusiedeln.

V 2: In-situ Habitataufwertung für Reptilien (Mauereidechse)

Zur langfristigen Sicherung der Habitatqualität für die Lokalpopulation der Mauereidechse hat eine 
Habitataufwertung durch Anlegen geeigneter Steinbiotope mit Hohlräumen zu erfolgen.

Hierzu eignen sich insbesondere Gabionenwände mit lockerer Steinpackung überwiegend großer 
Korngrößen (20–40 cm), die als Gestaltungselemente in Grünfl ächen oder als Grundstücksabgrenzung ein-
gebracht werden können. Als Gestaltungs- und Pfl egeleitfaden können die Hinweise des Praxismerkblatts 
„Kleinstrukturen Steinkörbe“ (Meyer et al., 2011) herangezogen werden. Der Umfang der Maßnahme 
sollte als Richtwert eine Struktur von ca. 10 m Länge, mindestens 50 cm Breite und 1 m Höhe betragen 
(bzw. mehrere Strukturen einer Gesamtlänge von 10 m mit 50 cm Breite und 1 m Höhe).

Der Maßnahmenort sollte idealerweise im Umfeld zum bestehenden Grünland im westlichen Randbereich 
der geplanten Baumaßnahme liegen oder im Umfeld von geeigneten Grünfl ächen.

Wird im weiteren Verfahren ergänzt!

Weitere Maßnahmen im Geltungsbereich:

Reduzierung der Versiegelung / Bodenpfl ege: Der Anteil befestigter Flächen ist auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. Kfz-Stellplätze sind einschließlich ihrer Zu- und Abfahrten ausschließlich in wasser-
durchlässigen Belägen (z. B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decke, Schotterrasen, 
Fugenpflastersteine oder offenporiges Wabenfugenpflaster etc.) und versickerungsfähigem Unterbau aus-
zuführen. Ausnahmen können aus Gründen der Barrierefreiheit zugelassen werden.
Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 
belassen und vegetativ anzulegen. Diese Flächen sind mit gebietseinheimischen Saatgutmischungen oder 
Gehölzen (Bäume und Sträucher) zu bepfl anzen. Bei Gehölzen ist die regionale Herkunft „Westdeutsches 
Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung gebietseigener 
Gehölze“ (BMU, Januar 2012) sicherzustellen. Bei Saatgutmischungen ist darauf zu achten, dass es sich 
um zertifi ziertes Regio-Saatgut aus dem Ursprungsgebiet „Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland“ 
(UG 9) bzw. „Rheinisches Bergland“ (UG 7) handelt.
Großfl ächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen Pfl anzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkom-
men (Schottergärten), sind nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (z.  B. 
Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüllten Flächen zulässig. Mineralische 
Splitabdeckungen ohne zusätzliches Vlies und Folie, die sich z.B. trockenresistenten und insektenfreund-
lichen Beeten oder Gartenanlagen unterordnen, sind erlaubt.

Insektenfreundliche Beleuchtung: Beleuchtungen an Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen bau-
licher Anlagen und Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlagen sind i. S. d. § 41a 
BNatschG technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, 
dass Tiere und Pfl anzen wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen 
geschützt sind. Maßnahmen zur zeitlichen Begrenzung der Beleuchtung (z. B. Bewegungsmelder, 
Zeitschaltuhren) sind ebenfalls zulässig.

Kompensation: Das entstehende ökologische Defi zit von ______ ökologischen Werteinheiten wird 
durch folgende Maßnahme kompensiert: 

Wird nach Vorlage Umweltbericht ergänzt!

10. MASSNAHMEN FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23 B BAUGB

Siehe Plan.
Innerhalb des Plangebietes sind auf jeweils mindestens 50 % der Dachflächen von neu zu errichtenden 
Gebäuden Anlagen zur Erzeugung von Energie aus solarer Strahlung anzubringen. Dies gilt auch für die 
Dachflächen sonstiger baulicher Anlagen wie Carports, Garagen und Nebengebäude mit einer Fläche von 
jeweils mehr als 30 m2. Sofern Staffelgeschosse ausgebildet werden, gilt diese Vorgabe allein für die Staf-
felgeschosse. Die mindestens zu errichtende Fläche von Energieanlagen kann auch auf nur einer oder 
mehreren baulichen Anlagen errichtet werden, wenn sichergestellt ist, dass insgesamt eine Fläche errich-
tet wird, die 50 % der Dachflächen auf dem Baugrundstück entspricht.

Die Festsetzung zur Begrünung von Flachdächern und flachgeneigten Dächern bleibt hiervon unberührt 
(vgl. Festsetzung Nr. 11 zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 25a BauGB). Eine Kombination von Photovoltaikanlagen und Dachbegrünung ist vorzusehen.

11. BAULICHE UND SONSTIGE TECHNISCHE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄD-
LICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN UND SONSTIGE GEFAHREN IM SINNE DES 
BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZES 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Zulässig sind innerhalb der festgesetzten gewerblichen Bauflächen Vorhaben (Betriebe und Anlagen), de-
ren Geräusche die in der nachfolgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 
tags (06.00 bis 22.00 Uhr) und nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) nicht überschreiten.

Emissionskontingente LEK in dB(A) / m2 [LEK, tags / LEK, nachts = Emissionskontingent tags / nachts]

Teilfl äche i LEK, tags
LEK, nachts

GE 1-1 55 37

GE 1-2 56 39

GE 1-3 58 41

GE 1-4 57 40

GE 1-5 58 41

GE 1-6 60 45

GE 1-7 60 45

GE 2 60 45

GE 3 60 45

GE 4 60 44

Die Anwendung der Summation und der Relevanzgrenze nach Abschnitt 5 der DIN 45691 ist zulässig.

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) 
und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k LEK, i durch LEK, i + LEK, zus, k zu ersetzen ist.

Die Kontingentierungsfestsetzung wird nur beim Neubau oder bei der Änderung von baulichen Anlagen 
wirksam. Mit dem Antrag auf Neubau, Erweiterung oder Nutzungsänderung einer baulichen Anlage in-
nerhalb der kontingentierten Baugebiete ist nachzuweisen, dass die festgesetzten Emissionskontingente 
und die damit verbundenen zulässigen Immissionsanteile (Immissionskontingente) an den maßgeblichen 
Immissionsorten eingehalten werden.

Die im Bebauungsplan festgesetzte Emissionskontingentierung sieht in allen gewerblichen Teilflächen 
Emissionsbeschränkungen vor. Um den Gebietscharakter zu wahren, erfolgt in Umsetzung der Vorgaben 
des Bundesverwaltungsgerichtes in seinem Urteil vom 07.12.2017 (BVerwG, - 4 CN 7/16 -, BverwGE 
161, 53-59) eine externe Gliederung nach § 1 Abs. 4 S. 2 BauNVO. Hierfür wird der Bebauungsplan 
Nr.  115.02.03 „Südraum“, in welchem keine Emissionsbeschränkungen festgesetzt sind, als mögliches 
Ergänzungsgebiet benannt. Nach § 8 BauNVO zulässigen Betrieben, die aufgrund der Emissionskontin-
gentierung im Plangebiet nicht zulässig sind, steht dieses Ergänzungsgebiet zur Verfügung.

Zum Schutz vor Außenlärm sind für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die Anforderungen der Luft-
schalldämmung nach DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“ (Ausgabe 
Januar 2018) einzuhalten. Die erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße der Außenbauteile erge-
ben sich nach DIN 4109-1 (Januar 2018) unter Berücksichtigung des maßgeblichen Außenlärmpegels 
und der unterschiedlichen Raumarten nach folgender Gleichung (Gleichung 6): R´W, ges = La - KRaumart

Dabei ist:
KRaumart = 30 dB (für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume und Ähnliches);
KRaumart = 35 dB (für Büroräume und Ähnliches);
La = der Maßgebliche Außenlärmpegel nach Punkt 4.4.5 der DIN 4109-2 (Januar 2018).
Mindestens einzuhalten sind:
R´W, ges = 30 dB (für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches).

Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R´W, ges sind in Abhängigkeit vom Verhält-
nis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche eines Raumes SG zur Grundfläche des Raumes 
SG nach DIN 4109-2 (Januar 2018), Gleichung 32 mit dem Korrekturwert KAL nach Gleichung 33 zu korri-
gieren.

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. BAUNVO

1.1. ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA 1) GEM. § 4 BAUNVO 
Siehe Plan.
Zulässig sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO
1. Wohngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stören-

de Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
3. Anlagen für Verwaltungen

Unzulässig sind gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 
1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

1.2. URBANES GEBIET (MU 1 - 2) GEM. § 6A BAUNVO 
Siehe Plan.
Zulässig sind gem. § 6a Abs. 2 BauNVO
1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke,
6. Läden, die der Versorgung des Gebietes dienen.

Unzulässig sind gem. § 6a Abs. 2 BauNVO und § 6a Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO und § 1
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 
1. Einzelhandelsbetriebe,
2. Tankstellen,
3. Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind zudem gem. § 6a Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Shisha-Bars sowie 
Läden mit Geschäfts- und Verkaufsfl ächen für Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonstige 
Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder angeboten werden (Bordelle 
bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich Wohnungsprostitution).

1.3.  Bedingte Zulässigkeit im Bereich der Altlastverdachtsfl äche gem. § 9 Abs. 2 BauGB
Im Urbanen Gebiet sind im Bereich der Altlastverdachtsfl ächen die Vorhaben und Nutzungen gem. § 9 
Abs. 2 BauGB erst nach Abschluss einer Bodensanierungsmaßnahme zulässig, wenn eine Gefährdung emp-
fi ndlicher Nutzungen auszuschließen ist oder der Verdacht gutachterlich durch einen nach § 18 Bundes-
Bodenschutzgesetz zugelassenen Sachverständigen ausgeräumt ist. Hierzu sind Tiefbaumaßnahmen 
durch einen Sachverständigen gem. § 18 Bundes-Bodenschutzgesetz, Sachgebiete 2 - 5 der Verordnung 
über Sachverständige und Untersuchungsstellen für den Bodenschutz und die Altlastenbehandlung im 
Saarland / VSU in der derzeit gültigen Fassung (s. www.resymesa.de) zu begleiten. Gemäß § 4 Abs. 4 
Bundes-Bodenschutzgesetz ist die planungsrechtlich zulässige Nutzung durch den v. g. Sachverständigen 
nachzuweisen. Ein entsprechendes Gutachten ist dem Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) 
vorzulegen. Das LUA erteilt die Freigabe.

1.4. EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE 1 - 2) GEM. § 8 BAUNVO 
Siehe Plan. 
Zulässig sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO
1. Gewerbebetriebe, Lagerhäuser und öffentliche Betriebe,
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Anlagen für sportliche Zwecke.

Gem. § 8 BauNVO i. V. m. § 1 Abs.4 Nr. 1 BauNVO sind in dem Gewerbegebiet nur Betriebe und Anlagen 
zulässig, deren Lärmemissionen so weit begrenzt sind, dass die angegebenen Emissionskontingente nicht 
überschritten werden (siehe weitere Ausführungen Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB und 
Schallschutzgutachten).

Ausnahmsweise zulässig sind gem. § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 

dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,
3. Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie.

Unzulässig sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO sowie gem. § 8 Abs. 3 BauNVO i.V.m. 
§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO
1. Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus Windenergie,
2. Lagerplätze,
3. Tankstellen,
4. Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind zudem gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Shisha-Bars sowie 
Läden mit Geschäfts- und Verkaufsfl ächen für Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonstige 
Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder angeboten werden (Bordelle 
bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich Wohnungsprostitution).

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. Als 
Ausnahme der Festsetzung des Ausschlusses von Einzelhandelsbetrieben gilt folgendes: Zulässig sind 
Läden, die der Versorgung des Gebietes dienen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A BAUNVO

2.1 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)
Siehe Plan. 
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 19 Abs. 1 
BauNVO für die eingeschränkten Gewerbegebiete (GE 1, GE 2) auf 0,7, für die Urbanen Gebiete auf 1,0 
(MU 1) und 0,6 (MU 2) und für das Allgemeine Wohngebiet auf 0,4 (WA 1) festgesetzt:

Bei der Ermittlung der Grundfl äche sind die Grundfl ächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 

wird,
mitzurechnen.

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfl äche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 BauNVO) 
in den eingeschränkten Gewerbegebieten (GE 1, GE 2) bis 0,8, im Urbanen Gebieten (MU 2) bis 0,9 und 
im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1) bis zu einer GRZ von 0,6 überschritten werden.

2.2 GESCHOSSFLÄCHENZAHL (GFZ) 
Siehe Plan.
Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m.§ 16 Abs. 2 und § 20 BauNVO 
für die Gewerbegebiete (GE 1, GE 2) auf 3,0 festgesetzt.

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
Siehe Plan.
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 und § 20 BauNVO 
im eingeschränkten Gewerbegebiet (GE 1), den Urbanen Gebieten (MU 1, MU 2) und dem Allgemeinen 
Wohngebiet (WA 1) als Höchstmaß festgesetzt.

3. BAUWEISE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach 
sind auch Gebäude mit einer Länge von über 50 m zulässig. In der abweichenden Bauweise ist eine 
Grenzbebauung zulässig. Im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1) sind Gebäude lediglich mit einer Länge von 
bis zu 40 m zulässig.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen defi nierten 
Standortes zu errichten.  

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsfl ächen zulässig sind oder zugelassen werden können. (siehe ergänzend auch Festsetzungen der 
Flächen für Stellplätze). Zu untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen gehören auch Anlagen zur 
Erzeugung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien.

5.  FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.
Stellplätze sind sowohl innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen als auch in den festgesetzten 
Flächen für Stellplätze zulässig. Fahrradstellplätze sind davon ausgenommen. Diese sind zusätzlich auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen zulässig. Die Stellplatzrichtlinie der Landeshauptstadt 
Saarbrücken ist zu beachten.

6.  ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
1. Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394).

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 
(BGBI. 2023 I Nr. 176).

3. Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

4. Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfle-
ge (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 08. Mai 2024 (BGBI. 2024 
I Nr. 153).

5. Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 
7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I 
S. 306).

6. Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was-
serhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 
2023 I Nr. 409). 

7. § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgeset-
zes (KSVG) des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. 
S. 682), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
12. Dezember 2023 (Amtsbl. I S. 1119).

8. Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
12. Dezember 2023 (Amtsbl. I S. 212).

9. Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 
08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

10. Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 260 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

11. Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. 2004 S. 1994), zuletzt 
geändert durch Artikel 173 des Gesetzes vom 
08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

12. Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 10 Abs. 3 des Gesetzes Nr. 1632 vom 21. No-
vember 2007 (Amtsbl. S. 2393).

13. Saarbrücker Baumschutzsatzung – BSchS, Satzung 
über den Schutz der Bäume in der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken vom 26. September 2017.

14. Satzung über die Gestaltung von Freiflächen so-
wie Flachdach- und Fassadenflächen in der Lan-
deshauptstadt Saarbrücken (Begrünungssatzung 
BGrüS) vom 24. Mai 2022.

15. Stellplatzrichtlinie (Richtlinie der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken zur Anwendung des § 47 der 
Landesbauordnung), Stand: September 2020.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien und Gesetze ist im Stadtplanungsamt der 
Landeshauptstadt Saarbrücken möglich.
Verfahren
• Der Bebauungsplan Nr 135.03.15 „Zwischen Quellenstraße und Im Helmerswald“ ersetzt in seinem Gel-

tungsbereich die rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 135.03.03 „Änderung Kaninchenberg - Heidenkopfer-
dell“ von 1983, Nr. 135.03.00 „Kaninchenberg - Heidenkopferdell - Am Kieselhumes - Eschberger Weg“ von 
1967 und Nr. 141.01.00 „Eschberggebiet“ von 1967.

Altlasten
• Sind im Planungsgebiet weitere Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei 

späteren Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saar-
ländisches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 
in seiner Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Baumschutzsatzung
• Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken ist in der aktuell gültigen Fassung zu beachten.
Begrünungssatzung
• Die Satzung über die Gestaltung von Freiflächen sowie Flachdach- und Fassadenflächen in der Landeshaupt-

stadt Saarbrücken (Begrünungssatzung BGrüS) ist zu beachten. Sofern der Bebauungsplan hiervon abwei-
chende Regelungen trifft, gehen diese der Satzung vor.

Bodenschutz
• Gem. §§ 1a Abs. 2 BauGB und § 7 BBodSchG ist bei der Erschließung auf einen sparsamen, schonenden und 

fachgerechten Umgang mit Boden zu achten. Die Bodenarbeiten sind nach den einschlägigen Vorschriften 
der DIN 18915 („Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten“) durchzuführen. Die vorhandenen 
Oberböden sind abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern und an den zu begrünenden Freiflächen wieder 
einzubauen: Überschüssige Oberböden sind an anderer Stelle zu verwerten.

Denkmalschutz
• Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden, das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) und § 28 

SDschG (Ordnungswidrigkeiten) wird hingewiesen. Bei archäologischen Funden ist auch die städtische Denk-
malpflege zu informieren.

Erneuerbare Energien
• Es sind die zum Zeitpunkt der Antragsstellung auf Baugenehmigung oder Genehmigungsfreistellung jeweils 

geltenden Vorschriften zur Installation erneuerbarer Energien zu beachten, welche über die Vorgaben dieses 
Bebauungsplanes hinausgehen können.

Hochwasserschutz / Starkregen
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Die Starkregengefahrenkarte der Landeshauptstadt 
zeigt, dass bei Starkregenereignissen im Plangebiet stellenweise Einstauhöhen von bis zu 1,0 m (im Bereich 
des Gewerbegebietes im Südosten) zu erwarten sind. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks-
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereig-
nisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG 
ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen (z. B. angepasste Bauweise, keine 
grundstücksgleichen Gebäudeöffnungen, Objektschutz). Die mögliche Betroffenheit und Vorbeugemaßnah-
men zur Vermeidung von Schäden und zur Minimierung von Risiken können mit dem Zentralen Kommunalen 
Entsorgungsbetrieb (ZKE)  abgestimmt werden.

• Das Plangebiet befi ndet sich in einem von Starkregen potenziell betroffenen Gebiet (gemäß Geoportal Lan-
deshauptstadt Saarbrücken, Starkregenkarte). Das Vorhaben muss dem Überfl utungsrisiko durch eine hoch-
wasserangepasste Bebauung gerecht werden. Diese ist bei der Gebäude- und Grundstücksplanung zu be-
achten. Dabei ist darauf zu achten, dass keine Betroffenheiten Dritter entstehen.

Kampfmittelbeseitigung
• Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseitigungs-

dienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben zum Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfunden. Dies 
ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder eine Klä-
rung durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
• Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem.
• Das Schmutzwasser wird durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-Schmutzwasserkanal entsorgt.
• Das Niederschlagswasser wird durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-Regenwasserkanal entsorgt.
• Die Planung und die Bauausführung für die Entwässerungsanlagen sind mit der ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Werbeanlagen mit Laserprojektionen auf Dächern und / oder Fassaden sind grundsätzlich unzulässig. 

Ebenfalls unzulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich 
ständig bewegende Werbeanlagen. Im (eingeschränkten) Gewerbegebiet darf die Höhe der Werbeanlagen 
die Höhe des zugehörigen Hauptgebäudes um max. 1,50 m überschreiten. Eigenständige Werbeanlagen in 
Form von Pylonen oder ähnlichem sind nur bis zu einer Höhe von 8,0 m zulässig. Grundsätzlich sind 
Werbeanlagen und Bauteile so zu gestalten, dass sie in Form, Größe, Material und Farbe eine harmonische, 
architektonische Gliederung erkennen lassen und das Straßenbild nicht stören. So muss die Größe der 
Werbung im ausgewogenen Verhältnis zur Gebäudehöhe und Gebäudebreite stehen.

• Technische Dachaufbauten (z. B. Aufzü ge, Klimatechnik, etc.) sind einzuhausen und gestalterisch einzubinden 
bzw. zu begrünen, soweit hierdurch deren Funktion nicht beeinträchtigt wird.

• Mülltonnen sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfl äche orientierten Bereichen entweder in Schränken 
einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

• Innerhalb des Plangebietes sind Einfriedungen bis zu einer maximalen Gesamthöhe von 2,00 m zulässig. 
Zufahrtsbereiche sind freizuhalten. Entlang der Straße sind lediglich Hecken bis 2,00 m sowie Mauern und 
Zäune bis 1,00 m Höhe zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen der Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802). Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) 
entspricht für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes dem Stand vom 28.07.2023.

i.A.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.____ die Aufstellung des 
Bebauungsplanes gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 
Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Beschluss 
ist am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Be-
gründung wurde nach § 3 (1) BauGB frühzei-
tig auf Dauer eines Monats vom __.__.____ 
bis einschließlich __.__.____ im Internet ver-
öffentlicht und zur Ansicht und zum Herunter-
laden bereitgehalten. Zusätzlich fand eine 
frühzeitige öffentliche Auslegung statt. Ort 
und Dauer der Veröffentlichung im Internet 
und der Auslegung sind am __.__.____ orts-
üblich bekannt gemacht worden.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Be-
gründung wurde nach § 3 (2) BauGB auf Dau-
er eines Monats vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ im Internet 
veröffentlicht und zur Ansicht und zum Her-
unterladen bereitgehalten. Zusätzlich fand 
eine öffentliche Auslegung statt. Ort und 
Dauer der Veröffentlichung im Internet und 
der Auslegung sind am __.__.____ ortsüblich 
bekannt gemacht worden.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.____ diesen Bebauungsplan nach § 10 
(1) BauGB als Satzung beschlossen.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

Der Satzungsbeschluss durch den Stadtrat 
und der Ort, an dem der Plan während der 
Dienststunden eingesehen werden kann, ist 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden. Mit der Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan gem. § 10 (3) BauGB in Kraft.

i.V.

Der Oberbürgermeister

Saarbrücken, den __.__.____

LANDESHAUPTSTADT
SAARBRÜCKEN

STADTPLANUNGSAMT

BEBAUUNGSPLAN 
NR. 135.03.15

„Zwischen Quellenstraße 
und Im Helmerswald“

im Stadtteil St. Johann

Verfahrensstand: Entwurf, 27.06.2024

Maßstab 1:1.000

BEBAUUNGSPLAN NR. 135.03.15 „ZWISCHEN QUELLENSTRASSE UND IM HELMERSWALD“ IM STADTTEIL ST. JOHANN

Bearbeitet im Auftrag der
Landeshauptstadt Saarbrücken

An der Erstellung des Bebauungsplanes 
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Verantwortliche Projektleiter B-Plan
Geschäftsführende Gesellschafter:

Dipl.-Ing. Hugo Kern,
Raum- und Umweltplaner, 

Dipl.-Ing. Sarah End,
Stadtplanerin AKS

ÜBERSICHTSPLAN

M 1:10.000; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken

Wasserschutzgebiet
Das Plangebiet liegt in der Zone III des Wasserschutzgebietes C 30 „Saarbrücken Scheidter Tal“. Die Vorgaben 
der Wasserschutzgebietsverordnung und die Verordnung über die Versickerung von Niederschlagswasser in 
Wasserschutzgebieten sind zu beachten. Durch Nutzungen und Bebauungen können Verbotsbestimmungen der 
geltenden Wasserschutzgebietsverordnung berührt werden, die einer Ausnahmegenehmigung gem. § 7 der 
Wasserschutzgebietsverordnung bedürfen.
Im Rahmen der späteren Umsetzung der Baumaßnahme ist deren Vereinbarkeit mit den Anforderungen bzw. 
den Vorschriften der Wasserschutzgebietsverordnung zu überprüfen. Gegebenenfalls erforderliche Aufl agen 
können erst nach Vorlage konkreter Bauanträge unter Berücksichtigung der rechtlichen Vorgaben festgesetzt 
und eine eventuell benötigte Ausnahmegenehmigung erteilt werden. Das Landesamt für Umwelt- und Arbeits-
schutz (LUA) weist darauf hin, dass, sofern im Rahmen einer späteren Bebauung Erdwärmepumpenanlagen ins-
talliert werden sollten, eine Ausnahmegenehmigung gem. §7 der o.a. WSGV seitens des LUA nicht in Aussicht 
gestellt wird. Weiter weist das LUA darauf hin, dass, sofern eine Gründung von Bauwerken mittels Bohrpfählen 
erfolgen sollte und diese in den Grundwasserhorizont reichen, die Maßnahme einen Benutzungstatbestand im 
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG darstellt, der gemäß § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf. Zu-
ständig für die Erteilung der Erlaubnis ist das Ministerium für Umwelt und Verbraucherschutz als oberste Was-
serbehörde (§103, Abs. 2, Nr. 1 SWG).

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME 
GEM. § 9 ABS. 6A BAUGB

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

MU URBANES GEBIET (MU)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6A BAUNVO)

GEe EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 8 BAUNVO)

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

GRZ
0,7

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

GFZ
3,0

GESCHOSSFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

III ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 BAUNVO)

3. BAUWEISE, BAUGRENZEN

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

4. VERKEHRSFLÄCHEN

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

5. SONSTIGE PLANZEICHEN

FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERHEBLICH MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND (KENNZEICHNUNG)
(§ 9 ABS. 5 BAUGB)

SB_601
KENNNUMMER DER ALTLASTVERDACHTSFLÄCHE BZW. ALTLAST
(§ 9 ABS. 5 BAUGB)

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

ABRISS DES GEBÄUDEBESTANDES/ DER BAULICHEN ANLAGE
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Altlastverdachtsfl ächen, Altstandorte
Für das Plangebiet weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen folgende Einträge auf: 
• SB_587 „Tankstelle und Kfz-Reparatur“ (Altstandort)
• SB_603 „Modernbau GmbH“ (in Betrieb)
• SB_624 „ehem. Stahlbaubetrieb Seibert“
• SB_641 „Wedi-, Filter- und Armaturenbau“ (Altstandort)
• SB_644 „Rollofabrik Diestelkamp“ (in Betrieb)
• SB_656 „Lager- und Werkstätten der Stadtwerke Saarbrücken, Umspannwerk“ (in Betrieb)
• SB_657 „Autoverwertung Decker“ (in Betrieb)
• SB_2228 „Bauunternehmung Kniffl er mit Eigenverbrauchstankstelle“ (Altstandort)
Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes weist das Kataster für Altlasten und altlastverdächtige Flächen zu-
dem folgende Einträge auf: 
• SB_601 „ehem. Teermischanlage, Bauunternehmung Lenhard Bauhof, Fuhrpark, Metallverarbeitung“ 

(Altstandort)
• SB_651 „Ferrum GmbH, Schrott- und Autoverwertung“ (Altstandort)
• SB_22297 „rückgebaute Bahnstrecke, ehemaliger Haltepunkt Halberg“ (Altlastverdachtsfl äche)

KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB
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IV

AUSSENLÄRMPEGEL TAG GEMÄSS DIN 4109-01: 2018-01

Quelle: FIRU GfI mbH Kaiserslautern; Schalltechnische Untersuchung 
zum Bebauungsplan 153.03.15; ohne Maßstab; Stand: Juni 2024

Es können Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden, soweit nachgewiesen 
wird, dass – insbesondere bei gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder den Lärmquellen abge-
wandten Gebäudeteilen – geringere gesamte bewertete Bau-Schalldämm-Maße R´W, ges erforderlich sind.

An Fassadenabschnitten von Gebäuden, an denen am Tag 70 dB(A) oder mehr prognostiziert werden, 
sind Balkone/Loggien unzulässig. Ausnahmsweise können an Fassadenabschnitten mit Beurteilungspe-
geln von 70 dB(A) oder mehr am Tag Balkone/Loggien zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass durch bauliche Maßnahmen (z.B. Balkonverglasungen) die Beurteilungspegel auf den Balkonen/Log-
gien auf weniger als 70 dB(A) gemindert werden.

Wenn Schlafräume (auch Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-Wohnungen) an einer Fassade mit Verkehrs-
beurteilungslärmpegeln von mehr als 45 dB(A) in der Nacht angeordnet werden und diese nicht über 
mindestens ein Fenster zur lärmabgewandten Seite verfügen, ist durch bauliche Maßnahmen ein aus-
reichender Schallschutz auch unter Berücksichtigung der erforderlichen Belüftung zu gewährleisten. Dazu 
sind die betroffenen Schlafräume (auch Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-Wohnungen) mit einer schall-
gedämmten Lüftungsanlage auszustatten, die einen ausreichenden Luftwechsel während der Nachtzeit 
sicherstellt. Es kann auf die Lüftungsanlagen verzichtet werden, wenn nachgewiesen wird, dass - insbe-
sondere durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen (z. B. Doppelfassaden, verglaste Vorbauten) 
oder an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder abgewandten Fassadenabschnitten oder Ge-
bäudeteilen - in Schlafräumen (auch in Wohn-/Schlafräumen in Ein-Zimmer-Wohnungen) ein Innenraum-
pegel bei teilgeöffneten Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht überschritten werden.

[Siehe Detailpläne Außenlärmpegel / Geräuschkontingente Tag und Nacht sowie Schallschutzgutachten]

12.  ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als intensiv begrünte Garten-/Grünflächen anzulegen, so-
fern sie nicht für Zufahrten, Stellplätze und Wege oder weitere Nebenanlagen benötigt werden. Für die 
Anpflanzung von Gehölzen sind ausschließlich einheimische und regionaltypische Arten zu verwenden. 
Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine ansprechende Durchgrünung und eine harmoni-
sche, optisch ansprechende Einbindung in das umgebende Siedlungs- und Landschaftsbild zu erreichen.

Pflanzliste Bäume:
• Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
• Feldahorn (Acer campestre)
• Silberlinde (Tilia tomentosa)
• Spitzahorn (Acer platanoides)
• Winter-Linde / Amerikanische Stadtlinde (Tilia cordata)
• Vogelkirsche (Prunus avium)
• Hochstämmige Obstbäume (regionale Sorten)

Geeignete Sorten von hochstämmigen Obstbäumen sind ausführlich in der Broschüre „Obstsorten für 
den Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2018), in der Liste mit empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten 
des Verbandes der Gartenbauvereine Saarland und in der Broschüre „Apfelsorten im Saarland“ des für 
Umwelt zuständigen Ministeriums des Saarlandes beschrieben.

Stellplätze und Parkierungsbauwerke:
Oberirdische Stellplätze sind pro angefangener 4 Stellplätze mit min destens 1 mittel- bis großkronigem 
standortgerechtem Laubbaumhochstamm gemäß Pflanzliste (Pflanzqualität: 3xv, StU 16/18) zu bepflan-
zen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Die Standorte sind so zu wählen, dass eine 
wirksame Verschattung der Stellplatzflächen gewährleistet ist.
Pro Baumstandort ist ein offener, dauerhaft wasser- und luftdurchlässiger Belag von mindestens 6 m2 
Grundfläche und 12 Kubikmeter Gesamtvolumen mit einer Tiefe von mindestens 1,5 m vorzuhalten. Das 
Begrünungsgebot gilt auch bei Neuordnung von vorhandenen Stellplätzen, z. B. im Zuge von Nutzungs-
änderungen des Grundstücks.

Aus klimatischen Gründen wird empfohlen, bei Pflanzungen trocken-/hitzetolerante Sorten zu verwenden. 
Bei beengten Platzverhältnissen können klein- oder schmalkronige Sorten der vorgenannten Arten bzw. 
säulenartige Baumarten ausnahmsweise verwendet werden. Bei allen Anpflanzungen sind die einschlägi-
gen DIN-Normen (DIN 18916) sowie die FLL Empfehlungen für Baumpflanzungen (Teil 1 und 2), FLL ZTV 
Baumpflege und FLL Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen zu beachten.

Dachbegrünung:
Alle Dachflächen bis zu einem Neigungswinkel von 15° sind ab einer Mindestgröße von 20 m² mit einer 
belebten Substratschicht von im Mittel 15 cm zu begrünen, soweit diese nicht von notwendigen Technik-
anlagen, Oberlichtern oder aus anderen technischen Gründen eingenommen / überbaut werden.
Dachflächen mit Photovoltaikmodulen sind von der Ermittlung der Mindest-Substratstärke ausgenom-
men; sie dürfen eine Mindestsubstrathöhe von 8 cm nicht unterschreiten.
Dabei ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, 
Polsterstauden und zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperio-
den gewährleistet.

Fassadenbegrünung:
Außenwände baulicher Anlagen sind ab einer geschlossenen Fassade pro Gebäudeseite von über 100 m² 
oder 10 m geschlossener Fassadenlänge mit ausdauernder Vertikalbegrünung auszustatten.

13. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
 GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

AUSSENLÄRMPEGEL NACHT GEMÄSS DIN 4109-01: 2018-01

Quelle: FIRU GfI mbH Kaiserslautern; Schalltechnische Untersuchung 
zum Bebauungsplan 153.03.15; ohne Maßstab; Stand: Juni 2024

GERÄUSCHKONTINGENTIERUNG TAG GEMÄSS DIN 45691

Quelle: FIRU GfI mbH Kaiserslautern; Schalltechnische Untersuchung 
zum Bebauungsplan 153.03.15; ohne Maßstab; Stand: Juni 2024

GERÄUSCHKONTINGENTIERUNG NACHT GEMÄSS DIN 45691

Quelle: FIRU GfI mbH Kaiserslautern; Schalltechnische Untersuchung 
zum Bebauungsplan 153.03.15; ohne Maßstab; Stand: Juni 2024
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1. Wohngebäude,

2. Geschäfts- und Bürogebäude,

3. Schank- und Speisewirtschaften sowie 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke.

6. Läden, die der Versorgung des Gebiets 
dienen

Um den Gebietscharakter des Urbanen Ge-
bietes nicht zu gefährden und um potenziel-
le Belästigungen auszuschließen, sind be-
stimmte Modifikationen des festgesetzten 
Urbanen Gebietes notwendig.

Aufgrund des potenziell höheren Störgra-
des / der Immissionsbelastung mit nachteili-
gen Auswirkungen auf die umgebende 
Wohnnutzung (u.a. erhöhtes Verkehrsauf-
kommen), möglichen Beeinträchtigungen 
des Verkehrsflusses, dem üblicherweise er-
höhten Flächenbedarf, den baulichen Anfor-
derungen und der schweren gestalterischen 
Integration sind Tankstellen, Einzelhandels-
betriebe sowie Vergnügungsstätten hier un-
zulässig. Zudem existiert an anderer Stelle 
im Stadtgebiet ein ausreichendes Angebot.

Da Shisha-Bars, Bordelle und Betriebe zur 
Ausübung sexueller Handlungen sowie Lä-
den mit Sexartikel trotz vergleichbarer ne-
gativer städtebaulicher Auswirkungen bau-
planungsrechtlich nicht den Vergnügungs-
stätten zuzuordnen sind, werden diese ge-
sondert ausgeschlossen. Die Gründe ent-
sprechen den Gründen zum Ausschluss der 
Vergnügungsstätten: Beeinträchtigung der 
Wohnnutzung durch nachbarschaftliche 
Konflikte, Verzerrung des Boden- und Miet-
preisgefüges, Funktionsverluste und weitere 
Destabilisierungsprozesse.

Darüber hinaus sind zudem Werbeanlagen, 
welche sich nicht an der Stätte der Leistung 
befinden (Fremdwerbung), innerhalb des 
Plangebietes unzulässig.

Eingeschränktes Gewerbegebiet 
(GE 1-2)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 
BauNVO und § 1 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO

Das bestehende Gewerbegebiet östlich des 
Eschberger Wegs sowie nördlich der Straße 
„Im Helmerswald“ wird als eingeschränktes 
Gewerbegebiet (GE 1-2) gem. § 8 BauNVO 
festgesetzt, um das Konfliktpotenzial der 
verschiedenen Nutzungen auf ein Minimum 
zu reduzieren.

Aus dem Katalog der allgemein zulässigen 
Nutzungen werden Anlagen zur Erzeugung 
von Strom oder Wärme aus Windenergie,  
Tankstellen und Lagerplätze gestrichen. 
Hierfür besteht weder ein Erfordernis, noch 
ist eine derartige Nutzung an diesem Stand-
ort städtebaulich gewünscht.

Die gem. § 8 Abs. 3 BauNVO möglichen 
Ausnahmen beschränken sich auf Wohnun-
gen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso- 
nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet 
und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind, Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke sowie Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom oder Wärme aus solarer 
Strahlungsenergie.

Da Shisha-Bars, Bordelle und Betriebe zur 
Ausübung sexueller Handlungen sowie Lä-
den mit Sexartikel trotz vergleichbarer ne-
gativer städtebaulicher Auswirkungen bau-
planungsrechtlich nicht den Vergnügungs-
stätten zuzuordnen sind, werden diese ge-
sondert ausgeschlossen. Die Gründe ent-
sprechen den Gründen zum Ausschluss der 
Vergnügungsstätten: Beeinträchtigung der 
Wohnnutzung durch nachbarschaftliche 
Konflikte, Verzerrung des Boden- und Miet-
preisgefüges, Funktionsverluste und weitere 
Destabilisierungsprozesse.

Darüber hinaus sind gem. § 8 Abs. 2 
BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO Einzel-
handelsbetriebe nicht zulässig. Als Ausnah-
me hiervon können Läden, die der Versor-
gung des Gebiets dienen, zugelassen wer-
den. 

Bedingte Zulässigkeit

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Aufgrund der Altlast bzw. Altlastverdachts-
flächen innerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans besteht das Erfordernis 
einer zeitlich gestaffelten städtebaulichen 
Entwicklung und Ordnung. 

Die Zulässigkeit von Vorhaben und Nutzun-
gen ist so lange eingeschränkt, bis gutach-
terlich durch einen nach § 18 BBodSchG zu-
gelassenen Sachverständigen mittels einer 
orientierenden Untersuchung entweder der 
Verdacht einer schädlichen Bodenverände-
rung ausgeräumt wird oder durch eine Bo-
densanierungsmaßnahme eine Gefährdung 
empfindlicher Nutzungen ausgeschlossen 
ist.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind.

Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden).

Die Festsetzung einer GRZ von 0,7 im Be-
reich der eingeschränkten Gewerbegebiete 
(GE 1-2), einer GRZ von 1,0 (MU 1) und 0,6 
(MU 2) für die Urbanen Gebiete, sowie einer 
GRZ von 0,4 für das Allgemeine Wohnge-
biet (WA 1) können im Wesentlichen von 
den Orientierungswerten gemäß § 17 
BauNVO für die bauliche Nutzung dieser 
Gebiete abgeleitet werden. Insbesondere 
die GRZ der Gewerbegebiete wurde dabei 
aus dem bestehenden Bebauungsplan 
übernommen.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und baulichen Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,8 (GE 1-2), bis zu einer GRZ von 
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0,9 (MU 2), sowie bis zu einer GRZ von 0,6 
(WA 1) überschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze bzw. 
Tiefgaragen zu einem höheren Maß der 
baulichen Nutzung führen werden. Unver-
tretbaren Versiegelungen durch Hauptge-
bäude wird damit begegnet, die anteilsmä-
ßige Flächenbegrenzung wird gewahrt. Die 
zukünftige Funktionsfähigkeit von Grund-
stück und Bebauung wird sichergestellt Der 
zulässige Grad der Versiegelung greift die 
Situation in der näheren Umgebung auf und 
ermöglicht gleichzeitig eine Innen-
entwicklung bzw. Nachverdichtung in an-
gemessenem Maß. Um dem erhöhten 
Versiegelungsgrad im Plangebiet entgegen-
zuwirken hat die Stadt die extensive Begrü-
nung von Flachdächern und flachgeneigten 
Dächern im Bebauungsplan festgesetzt. Zu-
dem wurden weitere Vorgaben zur Be- bzw. 
Durchgrünung des Gebietes sowie zur Ver-
wendung wasserdurchlässiger Bodenbelä-
ge aufgenommen.

Geschossflächenzahl (GFZ)

Die Geschossflächenzahl nach § 20 Abs. 2 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Geschossfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne 
des § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind.

Die Festsetzung einer GFZ von 3,0 in den 
eingeschränkten Gewerbegebieten orien-
tiert sich an der festgesetzten Zahl der Voll-
geschosse und wird in Anlehnung an den 
Bestand getroffen. Sie entspricht dabei der 
bereits heute geltenden GFZ im rechtskräfti-
gen Bebauungsplan.

Zahl der Vollgeschosse

Die Höhenentwicklung im eingeschränkten 
Gewerbegebiet (GE 1), in den Urbanen Ge-
bieten (MU 1-2) und im Allgemeinen Wohn-
gebiet wird durch die Festsetzung der Zahl 
der Vollgeschosse geregelt.

Gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Voll-
geschosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse auf maximal 3 Vollgeschosse im 
GE 1, MU 1 und WA 1 sowie auf 2 bis ma-
ximal 6 Vollgeschosse in den verschiedenen 
Teilbereichen (siehe Planzeichnung) des 
MU  2 entsprechend der städtebaulichen 

Konzeption wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper zu ver-
hindern und gleichzeitig eine angemessene 
Integration ohne Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbildes zu sichern. Die 
Festsetzung der Vollgeschosse orientiert 
sich zudem an dem vorhandenen Bestand 
und ist teilweise (insb. gewerbliche 
Bauflächen) unmittelbar aus den rechtskräf-
tigen Bebauungsplänen übernommen. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise mit zulässiger Gebäudelänge über 
50 m (GE 1-2, MU 1,2) sowie bis maximal 
40 m (WA 1) und ohne Grenzabstand eröff-
net ein hohes Maß an Flexibilität bei der Be-
messung der Baukörpers, ermöglicht eine 
zweckmäßige Nutzung des Baugebietes 
und resultiert zudem aus der bereits be-
stehenden Bebauung. Die Gebäudelänge 
wird begrenzt, um im Allgemeinen Wohnge-
biet eine Flächen inanspruchnahme bzw. 
Verdichtung über das bisherige Maß hinaus 
auszuschließen.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche definiert und 
damit die Verteilung der baulichen Anlagen 
innerhalb des Plangebietes geregelt.

Die Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO 
umschreibt die überbaubare Fläche, wobei 
die Baugrenze durch Gebäude nicht bzw. 
allenfalls in geringfügigem Maß überschrit-
ten werden darf. Die Baugrenzen orientie-
ren sich an der bestehenden Bebauung 
bzw. den vorhandenen Bebauungsplänen 
(GE 1-2, MU 1, WA 1) sowie an der städte-
baulichen Konzeption innerhalb des Urba-
nen Gebietes (MU 2). Im Allgemeinen 
Wohngebiet wird durch die Abgrenzung des 
Baufensters zudem ein Erhalt des Freiberei-
ches im Blockinneren sichergestellt.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig, sofern sie 
dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet 
gelegenen Grundstücke oder des Baugebie-
tes selbst dienen und seiner Eigenart nicht 
widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 
Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können (z. B. Stellplätze). Zu unterge-
ordneten Nebenanlagen und Einrichtungen 
gehören auch Anlagen zur Erzeugung von 
Strom oder Wärme aus erneuerbaren Ener-
gien.

Damit ist eine zweckmäßige Bebauung der 
Grundstücke mit den erforderlichen 
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne vergrößerte Baufenster für 
Hauptbaukörper ausweisen zu müssen.

Flächen für Stellplätze

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung von Flächen für Stellplätze 
dient der Ordnung des ruhenden Verkehrs 
durch ein ausreichendes oberirdisches Stell-
platzangebot innerhalb des Plangebietes. 
Parksuchverkehr in der Umgebung wird so-
mit vermieden. Gleichzeitig erfolgt ein spar-
samer Umgang mit Freiflächen, er erfolgt 
keine übermäßige Versiegelung.

Stellplätze sind demnach nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie in 
den dafür festgesetzten Flächen zulässig, 
mit folgender Ausnahme: Fahrradstellplätze  
sind allgemein zulässig. So können diese 
Anlagen später noch in die Freianlagenpla-
nung integriert werden.

Die Stellplatzrichtlinie der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken ist zu beachten.

Damit ist gewährleistet, dass ausreichend 
Stellplätze verfügbar sind. 

Öffentliche Straßenverkehrs-
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Der innerhalb des Plangebietes liegende 
Eschberger Weg sowie die Straße „Im Hel-
merswald“ werden als öffentliche Straßen-
verkehrsflächen festgesetzt und damit im 
Bestand gesichert.
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Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier Misch-
verkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegende 
Abzweigung der Graf-Stauffenberg-Straße 
wird als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Mischverkehrsflä-
che festgesetzt.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i. V. m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Darüber hinaus ermöglicht die Festsetzung 
die Unterbringung weiterer Anlagen und 
Einrichtungen (z.B. Ladestationen für Elekt-
romobilität), die für den ordnungsgemäßen 
und nachhaltigen Betriebsablauf erforder-
lich sind.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Fledermäuse, 
Gebäudebrüter, Mauereidechse) innerhalb 
des Plangebietes werden vorsorglich ent-
sprechende, arten schutzrechtlich begründe-
te Maßnahmen festgesetzt. Diese resultie-
ren unmittelbar aus dem vorliegenden Er-
gebnisbericht des Umweltgutachters. Hier-
bei handelt es sich um bauzeitliche Be-
schränkungen (Gehölzrodung, Abriss / Prü-
fung Bestandsgebäude, Schutz Mauer-
eidechse). Die Maßnahme zur Habitatauf-
wertung für Reptilien (Mauereidechse) wer-
den im weiteren Verfahren konkretisiert.

Mit der Vorgabe der Verwendung insekten-
freundlicher Beleuchtungssysteme wird 
dem Klimaschutz Rechnung getragen.

Im Plangebiet sind Pkw-Stellplätze auf den 
privaten Grundstücken sowie deren Zufahr-
ten ebenso wie sonstige Wege und Zugän-
ge auf den Grundstücken flächensparend 
und wasserdurchlässig zu gestalten, was 
die Versickerung des Niederschlagswassers 
begünstigt. 

Versiegelungen auf den Grundstücken sind 
auf das unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken, übrige Flächen sind vegetativ 
und wasserdurchlässig zu gestalten, um 
weiterhin das Versickern von Niederschlä-
gen zu gewährleisten, hitzespeichernde Ver-
siegelungen zu reduzieren und den Natur-
haushalt zu stärken. Wasserdurchlässige 
Oberflächen dienen dem Abflachen von Ab-
wasserabflussspitzen bei Starkregenereig-
nissen, der Entlastung der Abwasserinfra-
struktur und dem Anstreben eines natürli-
chen Wasserhaushaltes. Die Speicherung 
der Sonneneinstrahlung durch großflächig 
versiegelte Flächen (z.B. sogenannte „Stein-
gärten“) während heißer Sommermonate 
beeinträchtigt das Lokalklima und soll 
durch entsprechende Begrünung vermieden 
werden. Begrünte Freiflächen wirken sich 
zudem positiv auf die Artenvielfalt und den 
Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen 
aus. Eine Vollversiegelung ist daher unzu-
lässig.

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umwelteinwirkungen im 
Allgemeinen und tragen dazu bei, die Be-
einträchtigungen der durch das 
Planvorhaben induzierten Eingriffe soweit 
möglich zu mindern. Ferner wird eine Fest-
setzung zur Erbringung des ökologischen 
Ausgleichs aufgenommen, die im weiteren 
Verfahren nach Fertigstellung des Umwelt-
berichtes konkretisiert wird.

Die einzelnen Maßnahmen sind den textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zu entnehmen.

Wird nach Vorlage des Umweltberichts 
ergänzt.

Maßnahmen für erneuerbare 
Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB

Durch die Vorgabe der verbindlichen Reali-
sierung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen der Gebäude wird die Ener-
giegewinnung aus solarer Strahlungsener-
gie zugunsten einer nachhaltigen Entwick-
lung des Gebietes sichergestellt und da-
durch zugleich ein Beitrag zum Klimaschutz 
gewährleistet.

Demnach sind innerhalb des Plangebietes 
auf mindestens 50 % der Dachflächen von 
Neubauten Photovoltaikanlagen zu errich-
ten. Dies gilt auch für die Dachflächen 
sonstiger baulicher Anlagen wie Carports, 

Garagen und Nebengebäude mit einer Flä-
che von jeweils mehr als 30 m2. 

Aufgrund der stetig gesunkenen Preise für 
PV-Technik, den geringen Wartungsauf-
wendungen für PV-Anlagen und den ge-
setzlichen Rahmenbedingungen (z.B. EEG) 
ist nach ihrer Amortisation die Eigenversor-
gung mit Photovoltaik deutlich kosten-
günstiger als Netzstrom vom Stromanbie-
ter. Die verbindliche Festsetzung der Errich-
tung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen der neu zu errichtenden Ge-
bäude innerhalb des Plangebietes ist somit 
wirtschaftlich zumutbar. 

Durch die Installation und Nutzung von 
Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung 
wird die langfristige Bezahlbarkeit der 
Energieversorgung in Gebäuden durch 
eine Stabilität der Energiepreise gesichert. 
Die Investitionskosten der Anlagen sind da-
bei kalkulierbar und solare Strahlungsener-
gie regeneriert sich im Gegensatz zu fossi-
len Brennstoffen 

Eine anteilige Eigenversorgung entlastet 
die Übertragungsnetze, reduziert Abhän-
gigkeiten von fossilen Brennstoff-Lieferket-
ten und leistet einen Beitrag zu den natio-
nalen Klimaschutzziele gem. Klimaschutz-
gesetz.

Der Eingriff in die Baufreiheit und die 
Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) ist 
daher zumutbar und trägt überdies zu 
einer sozialgerechten Bodennutzung (§ 1 
Abs. 5 S. 1 BauGB) bei.

Bauliche und sonstige tech-
nische Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren im Sinne 
des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Entsprechend der Ergebnisse der schall-
technischen Untersuchung werden zum 
Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen und sonstigen Gefahren bauli-
che bzw. sonstige technische Vorkehrun-
gen als Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB in den Bebauungsplan aufgenom-
men.

Eine genaue Auflistung der schalltechni-
schen Maßnahmen ist der Festsetzung im 
Bebauungsplan in Verbindung zum Schall-
schutzgutachten zu entnehmen. Mit den 
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getroffenen Festsetzungen ist gewährleis-
tet, dass es nicht zu schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Plangebiet und der Um-
gebung durch Lärm kommt. Genehmigte 
Nutzungen genießen Bestandsschutz.

Die Einhaltung der Lärmkontingente muss 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
rens von Neubauten oder Änderungen von 
baulichen Anlagen nachgewiesen werden 
und hat damit keine betriebseinschränken-
den Auswirkungen auf die derzeitigen ge-
werblichen Nutzungen.

Bei einer Gliederung von Gewerbegebieten 
nach ihrem (Lärm-) Emissionsverhalten 
muss entweder innerhalb des Plangebietes 
oder außerhalb des Plangebietes in ande-
ren Gewerbe- oder Industriegebietsflächen 
ausweisenden Bebauungsplänen ein Ge-
biet vorgehalten werden, in dem sämtliche 
nach der Baunutzungsverordnung in Ge-
werbegebieten regelmäßig zulässigen Vor-
haben realisiert werden können. Hierbei 
handelte es sich unter anderem um Flä-
chen im Bebauungsplan Nr 115.02.03 
„Südraum“.

Anpflanzung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Aufgrund der Lage des Plangebietes am Fu-
ße des Eschberges sowie der unmittelbaren 
Nähe zum Kaninchenberg ist die hochwerti-
ge und qualitätsvolle Ausgestaltung der 
Freiräume von besonderer Bedeutung.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild erzielt und 
der Eingriff in die Natur und Landschaft re-
duziert.

Die Pflanzliste beschränkt sich auf weitge-
hend hitzeresistente Arten, deren Blühver-
halten für Allergiker geeignet ist und die 
einen ökologischen Mehrwert als Nah-
rungs- und Lebensraum für Insekten und 
Vögel bieten. Ungeeignete oder invasive Ar-
ten wurden nicht in die Liste aufgenommen. 
Streuobstbäume leisten einen erheblichen 
Beitrag zur Artenvielfalt.

Die Begrünung von Flachdächern und flach 
geneigten Dächern birgt lokalklimatische 
Vorteile durch das verminderte Aufheizen 
der Oberflächenmaterialien und vegetative 
Verdunstungskühle, was insbesondere die 

Umgebungstemperatur in sogenannten Tro-
pennächten und somit die Hitzebelastung 
senkt. Ferner hält ein begrüntes Dach Nie-
derschlagswasser zurück, wodurch Nieder-
schlagswasserabflussspitzen bei Starkre-
genereignissen abgeflacht und somit die 
Abwasserinfrastruktur entlastet werden 
kann.

Zur Abschirmung der Gebäudeoberfläche 
vor starker Hitzebelastung im Sommer, der 
ökologischen Vernetzung des Gebietes mit 
seiner Umgebung, sowie aus stadtgestalte-
rischen Gründen sind die in der Festsetzung 
aufgeführten Fassaden zu begrünen.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Plangebiet bereits grundsätzlich.

Das Plangebiet ist demnach im Trennsystem 
zu entwässern. Das Schmutzwasser wird 
durch Anschluss an den vorhandenen ZKE-
Schmutzwasserkanal und das Nieder-
schlagswasser durch Anschluss an den vor-
handenen ZKE-Regenwasserkanal entsorgt.

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen sind vor der Bauausführung mit der 
ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild. Das 
Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

• Werbeanlagen werden nicht generell 
ausgeschlossen. Das Aufstellen von 
Werbeanlagen wird lediglich nach Art 
und Höhe der Werbeanlage und Ausge-
staltung beschränkt. Dies vermeidet 
eine dominierende Wirkung von Werbe-
anlagen und gestattet eine angemesse-
ne Ausstattung des Plangebietes. Auf 
weitere Einschränkungen wird verzich-
tet, um auch den zulässigen Nutzungen 
zweckentsprechende Werbung zuzulas-
sen

• Zur Vermeidung der Beeinträchtigung 
des Stadt- und Landschaftsbildes sind 
technische Dachaufbauten (z. B. Aufzü-
ge, Klimatechnik, etc.) einzuhausen und 
gestalterisch einzubinden bzw. zu be-
grünen, sowie hierdurch deren Funktion 
nicht beeinträchtigt wird.

• Durch die Einhausung bzw. das sichtge-
schützte Aufstellen von Mülltonnen sol-
len nachteilige Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild und die 
Umgebungsnutzung vermieden wer-
den.

• Einfriedungen innerhalb des Plange-
bietes sind bis zu einer maximale 
Gesamthöhe von 2,0 m zulässig, wobei 
Zufahrtsbereiche freizuhalten sind. Die 
Beschränkung der Einfriedungshöhe 
entlang der Straße dient der Ver-
kehrssicherheit.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

Kennzeichnung gem. § 9 Abs. 5 
BauGB

Für das Plangebiet weist das Kataster für 
Altlasten und altlastverdächtige Flächen 
folgenden Eintrag auf:

• SB_587 „Tankstelle und Kfz-Repara-
tur“ (Altstandort),

• SB_603 „Modernbau GmbH“ (in Be-
trieb),

• SB_624 „ehem. Stahlbaubetrieb Sei-
bert“,

• SB_641 „Wedi-, Filter- und Armaturen-
bau“ (Altstandort),

• SB_644 „Rollofabrik Diestelkamp“ (in 
Betrieb),

• SB_656 „Lager- und Werkstätten der 
Stadtwerke Saarbrücken, Umspann-
werk“ (in Betrieb),

• SB_657 „Autoverwertung Decker“ (in 
Betrieb),
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• SB_2228 „Bauunternehmung Kniffler 
mit Eigenverbrauchstankstelle“ (Alt-
standort.

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes 
weist das Kataster für Altlasten und altlas-
tenverdächtige Flächen zudem folgende 
Einträge auf:

• SB_601 „ehem. Teermischanlage, 
Bauunternehmung Lenhard Bauhof, 
Fuhrpark, Metallverarbeitung“ (Alt-
standort),

• SB_651 „Ferrum GmbH, Schrott- und 
Autoverwertung“ (Altstandort),

• SB_22297 „rückgebaute Bahnstrecke, 
ehemaliger Haltepunkt Halberg“ (Alt-
lastverdachtsfläche).

Entsprechende Kennzeichnungen werden 
hierzu in den Bebauungsplan aufgenom-
men.

Nachrichtliche Übernahme gem. 
§ 9 Abs. 6a BauGB

Die nachrichtlichen Übernahmen sollen Hin-
weisfunktion für die nachfolgenden Nutzer 
als auch für die Vollzugsebene haben.

Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt in der Zone III des Was-
serschutzgebietes C 30 „Saarbrücken 
Scheidter Tal“. Die Vorgaben der Wasser-
schutzgebietsverordnung und die Verord-
nung über die Versickerung von Nieder-
schlagswasser in Wasserschutzgebieten 
sind zu beachten. Durch Nutzungen und Be-
bauungen können Verbotsbestimmungen 
der geltenden Wasserschutzgebietsverord-
nung berührt werden, die einer Ausnahme-
genehmigung gem. § 7 der Wasserschutz-
gebietsverordnung bedürfen.

Im Rahmen der späteren Umsetzung der 
Baumaßnahme ist deren Vereinbarkeit mit 
den Anforderungen bzw. den Vorschriften 
der Wasserschutzgebietsverordnung zu 
überprüfen. Gegebenenfalls erforderliche 
Auflagen können erst nach Vorlage konkre-
ter Bauanträge unter Berücksichtigung der 
rechtlichen Vorgaben festgesetzt und eine 
eventuell benötigte Ausnahmegenehmi-
gung erteilt werden.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs-
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

• Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

• Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

• Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet ist durch eine hohe Nut-
zungsmischung geprägt.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die Nutzungen hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflä-
chen in die Umgebung und in die direkte 
Nachbarschaft einfügen. Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Zusätzlich 
schließen die im Bebauungsplan getroffe-
nen Festsetzungen innerhalb des Plange-
bietes jede Form der Nutzung aus, die 
innergebietlich zu Beeinträchtigungen füh-
ren können. Ferner können Beeinträchti-
gungen durch die im Zuge der Planung er-
folgende Abstufung der Nutzungen (im Sin-
ne des Trennungsgrundsatzes) vermieden 
werden.

Zur Ermittlung der potenziellen Geräusch-
immissionen wurde zudem ein schalltechni-
sches Gutachten erstellt. Demnach sind auf-
grund der berechneten Überschreitungen 
der Orientierungswerte der DIN 18005 für 
Gewerbe- und Mischgebiete bzw. Urbane 
Gebiete Schallschutzmaßnahmen im Be-
bauungsplan erforderlich. 

Die im Gutachten definierten Maßnahmen 
werden in die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans übernommen. Damit sind gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewähr-
leistet.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Die erforderlichen Ab-
standsflächen werden eingehalten. 

Der Bebauungsplan kommt der Forderung, 
dass die Bevölkerung bei der Wahrung der 
Grundbedürfnisse gesunde und sichere 
Wohn- und Arbeitsbedingungen vorfindet, 
nach.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft und der Erhaltung, Siche-
rung und Schaffung vonr Arbeitsplät-
zen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entsprechendes Flächenangebot zu be-
rücksichtigen. Dem wird durch die Auswei-
sung eines Urbanen Gebietes mit einem 
entsprechenden Anteil an gewerblicher 
Nutzung (u. a. Büronutzung) sowie durch 
die planungsrechtliche Sicherung eines be-
stehenden Gewerbegebietes Rechnung ge-
tragen. Daneben spielt auch die Bereitstel-
lung von Arbeitsplätzen eine wichtige Rolle. 
Diesen Interessen trägt der vorliegende Be-
bauungsplan in diesem Zuge ebenfalls 
Rechnung.

Mit Realisierung der Planung wird die Ge-
werbe- und Arbeitsplatzstruktur in der Lan-
deshauptstadt Saarbrücken nachhaltig ge-
stärkt.

Eine Gliederung nach dem Emissionsverhal-
ten der Betriebe setzt voraus, dass entwe-
der in einem anderen Teil des Gewerbege-
biets selbst oder in mindestens einem ande-
ren mittels Bebauungsplan rechtlich gesi-
cherten Gewerbe- oder Industriegebiet der 
Stadt Gewerbebetriebe aller Art ihren 
Standort finden können. Im vorliegenden 
Fall wurden die gewerblichen Flächen aus 
Lärmschutzgründen mit Kontingenten be-
legt. Unkontingentierte Flächen befinden 
sich beispielsweise im Bebauungsplan 
Nr. 115.02.03 „Südraum“.

Mit Blick auf die Emissionskontingentierung 
ist zu beachten, dass die Gewerbelärmein-
wirkungen an den maßgeblichen Immis-
sionsorten in der Umgebung maßgeblich 
durch die bereits bestehenden bzw. 
planungsrechtlich zulässigen Betriebe und 
Anlagen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes bestimmt werden. Aus den 
übermittelten Bauscheinen der Stadt Saar-
brücken für einige Vorhaben innerhalb des 
Gewerbegebietes, das bisher als Industrie-
gebiet festgesetzt war, wird deutlich, dass 
an den schutzbedürftigen Nutzungen in der 
Umgebung - insbesondere an Wohngebäu-
den entlang der Straßen „Im Helmerswald“ 
und Eschberger Weg - bereits heute die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm für Misch-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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gebiete einzuhalten sind (siehe hierzu auch 
Schallschutzgutachten).

Auswirkungen auf die Erhaltung, Er-
neuerung, Fortentwicklung, Anpas-
sung und den Umbau vorhandener 
Stadtteile

Der Bebauungsplan steht im Kontext einer 
Entwicklung und teilweise auch Umstruktu-
rierung des Gebietes entlang des Esch-
berger Weges. In den vergangenen Jahren 
hat sich der Bereich von einer deutlich über-
wiegenden gewerblichen Nutzung hin zu 
einem gemischt genutzten Areal, u. a. auch 
mit Wohnanteilen entwickelt.

Die Planung trägt dieser Entwicklung Rech-
nung und manifestiert sie planungsrechtlich, 
indem die einzelnen Gebiete im Sinne 
gegenseitiger Rücksichtnahme in ihrer je-
weiligen Nutzungsstruktur aufeinander ab-
gestimmt werden.

Darüber hinaus geht mit der beabsichtigten 
Nachnutzung der gewerblichen Brachfläche 
westlich des Eschberger Weges die Ansied-
lung von Wohn- und Büronutzung sowie 
Forschungseinrichtungen und nicht stören-
de Produktion einher, die zu einer Aufwer-
tung und nachhaltigen Weiterentwicklung 
des Areals beiträgt. Auch den Zielen des 
Stadtteilentwicklungskonzeptes Saarbrü-
cken wird mit dieser Entwicklung grund-
sätzlich entsprochen.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Mit der geplanten Bebauung wird das Areal 
nordwestlich des Eschberger Weges sinnvoll 
nachverdichtet und eine derzeit unterge-
nutzte, innerstädtische Fläche wieder einer 
neuen Nutzung zugeführt. Zudem werden 
die bestehenden Nutzungen durch den Be-
bauungsplan in ihrem Bestand gesichert.

Ein Eingriff in die freie Landschaft findet 
nicht statt.

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der geplanten Gebäu-
de eine maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Eine erheblich dominierende Wirkung 
gegenüber der Bestandssituation ist somit 
nicht zu erwarten.

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Plangebietes und durch die städtebaulich 
hochwertige architektonische und gestalte-
rische Konzeption des geplanten Vorha-

bens, wird das Stadt- und Erscheinungsbild 
des Gebietes und direkten Umfeldes städte-
baulich und gestalterisch aufgewertet.

Die weiteren Begrünungen im Plangebiet 
(Begrünung der Flachdächer, Eingrünung 
Stellplätze, ...) tragen ebenfalls dazu bei, 
dass keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadtbild entstehen.

Somit geht keine Beeinträchtigung des 
Stadtbildes einher.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung einer derzeit untergenutzten in-
nerstädtischen Poten zialfläche sowie um 
die planungsrechtliche Sicherung und Ab-
stufung der einzelnen Nutzungen.

Resultierend aus der innerstädtischen Lage, 
der unmittelbaren Lage entlang der stark 
befahrenen B 51, der unmittelbaren Nähe 
zu den Bahngleisen als auch der gewerbli-
chen Nutzungen im Umfeld, weist das 
Plangebiet bereits eine hohe Vorbelastung 
auf.

Das Gebiet hat nach derzeitigem Kenntnis-
stand hinaus keine besondere naturschutz-
fachliche oder ökologische Bedeutung. Von 
dem Planvorhaben sind keine gesetzlich ge-
schützten Biotope, FFH-Lebensraumtypen 
und bestandsgefährdeten Biotoptypen oder 
Tier- und Pflanzenarten betroffen.

Der Umweltgutachter kommt im Zuge der 
bisherigen Untersuchungen zu folgender 
Einschätzung:

„Aufgrund der Lage des Plangebietes im 
innerörtlichen Bereich und der bereits vor-
handenen Nutzung besteht eine Vorbelas-
tung durch Lärm und optische Reize infolge 
von Bewegung. Eine Mehrbelastung durch 
betriebsbedingte Faktoren (Verkehr, Be-
triebsamkeit) ist zu erwarten, diese wird je-
doch nicht als erheblich eingestuft. Eine er-
hebliche Auswirkung der Planung auf be-
nachbarte Flächen ist aufgrund der Lage im 
Wohn- und Gewerbegebiet ebenso nicht zu 
erwarten. Die Auswirkungen der Planung 
bestehen daher in erster Linie durch den 
bau- und anlagebedingten Habitatverlust in 
Form von Versiegelung durch Überbauung 
und Zuwegungen.“
(Auszug Ergebnisbericht Artenschutz, MILVUS GmbH, 
Jahnstraße 9, D-66701 Beckingen, Stand: Juni 2024)

Ferner werden entsprechende Artenschutz-
maßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB in den Bebauungsplan aufgenom-

men, wodurch nachteilige Auswirkungen 
auf Tiere und Pflanzen sind bei Einhaltung 
nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-
warten sind. Gebiete von gemeinschaftli-
cher Bedeutung sind nicht betroffen.

Wird nach Vorlage des Umweltberichts 
ergänzt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Zur Ermittlung des potenziellen Verkehrs-
aufkommens und Prüfung der Verkehrsver-
träglichkeit des Vorhabens wurde ein Ver-
kehrsgutachten erstellt. Demnach kann die 
Leistungsfähigkeit der vorhandenen Ver-
kehrsinfrastruktur gutachterlich nachgewie-
sen werden. 

„Der bestehende Knotenpunkt Eschberger 
Weg / Am Holzbrunnen weist auf Grundlage 
der vorhandenen Signalprogramme und 
Fahrspuraufteilungen für die Abwicklung 
der zusätzlichen Verkehre des geplanten 
Bauvorhabens „Campus E“ die dafür erfor-
derliche Leistungsfähigkeit auf.

Die Rückstaulängen bewegen sich bis auf 
die Signalgruppe FV.04 im akzeptablen Be-
reich bzw. innerhalb der Aufstelllängen der 
Fahrstreifen. Die Rückstaulänge der Signal-
gruppe FV.04 liegt in der Vormittagsspitze 
etwa 34 m und in der Nachmittagsspitze et-
wa 12 m über der zur Verfügung stehenden 
Aufstelllänge (ca. 38 m). Folglich staut die-
ser Fahrzeugstrom rechnerisch bis in den 
südlich gelegenen und signalisierten Kno-
tenpunkt L 119 Mainzer Straße / Eschberger 
Weg. Abminderungen der Staulänge aus 
Koordination bzw. verkehrsabhängiger 
Steuerung der beiden Lichtsignalanlagen 
können nicht mit dem Nachweisverfahren 
des HBS berechnet werden. Die Berechnung 
des Bestandes ergibt in der Vormittagsspit-
ze eine rechnerische Rückstaulänge von 59 
m und in der Nachmittagsspitze von 32 m 
(Prognose 62 m bzw. 46 m). Die Rückstau-
erfassung im Rahmen der Verkehrszählung 
zeigt in der Knotenzufahrt Eschberger Weg 
aus Richtung L 119 Mainzer Straße kom-
mend jedoch keine nennenswerten Rück-
staulängen. Sofern sich doch eine Rück-
staulänge im täglichen Verkehrsablauf ein-
stellt, sollten Anpassungen der Signalsteue-
rung vor-genommen werden.

Bauliche Anpassungen oder Ummar-
kierungen im Knotenpunkt sind nicht vor-
gesehen.

Für Fußgänger sind im Bestand dement-
sprechende Furten im Knotenpunkt Esch-
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berger Weg / Am Holzbrunnen vorhanden. 
Änderungen sind hier keine geplant. Rad-
verkehrsanlagen sind derzeit im Knoten-
punkt Eschberger Weg / Am Holzbrunnen 
nicht vorhanden und im Rahmen dieser Ver-
kehrsuntersuchung auch keine geplant. In 
der angrenzenden L 119 Mainzer Straße 
wird der Radverkehr auf gesonderten We-
gen in den Seitenräumen geführt.“
(Auszug des Verkehrsgutachten, Planungsteam Jakobs 
Gänssle GmbH, Hochstraße 57, 66115 Saarbrücken, 
Stand: Mai 2024)

Der ruhende Verkehr wird komplett auf dem 
Grundstück geordnet. Dies trägt dazu bei, 
dass ruhender Verkehr und Parksuchverkehr 
auf den angrenzenden Straßen des 
Plangebietes vermieden wird.

Es ist folglich davon auszugehen, dass die 
Belange des Verkehrs durch die vorliegende 
Planung nicht erheblich negativ beeinträch-
tigt werden. Die Erschließung ist gewähr-
leistet.

Auswirkungen auf die Belange der 
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung innerhalb des 
Plangebietes bereits grundsätzlich vorhan-
den. 

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des Kli-
mas, sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden

Der Großteil des Plangebietes ist heute be-
reits bebaut bzw. versiegelt und wird durch 
den Bebauungsplan keine bauliche Ände-
rung erfahren (lediglich Anpassung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen an die 
Entwicklung der letzten Jahre und Abstu-
fung der Gebietsarten). Im Zuge dieser 
Bestandssicherung können größere Flä-
chenneuversiegelungen grundsätzlich aus-
geschlossen werden.

Das eigentliche Grundstück des Vorhabens  
westlich des Eschberger Weges ist derzeit 
ebenfalls bereits teilweise versiegelt. Durch 
das geplante Vorhaben findet insgesamt 
zwar eine Nachverdichtung (und folglich 
auch eine zusätzliche Versiegelung) statt, 
durch die Inanspruchnahme des im 
Siedlungs  bestand vorhandenen Potenzials 

und die verpflichtende Begrünung (u. a. 
Dach- und Fassadenbegrünung, Stellplatz-
eingrünung) sowie in Anbetracht der eher 
geringen Größe der tatsächlichen 
Entwicklungs  fläche können negative Aus-
wirkungen auf die Belange des Klimas ins-
gesamt jedoch ausgeschlossen werden. 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung schreiben in den Bestandsberei-
chen den jeweiligen Erhalt vor und schlie-
ßen neue Eingriffe weitestgehend aus. 
Gleichzeitig führen die ökologischen Fest-
setzungen in Verbindung zu den beabsich-
tigten Neubauten zu einer ökologischen 
Verbesserung vor Ort. Um den Belangen 
des Klimaschutzes Rechnung zu tragen, 
wurden zudem Festsetzungen im Bebau-
ungsplan vorgesehen, die insbesondere 
auch im Hinblick auf den Klimawandel an-
gemessen sind (u. a. verpflichtende Installa-
tion von Photovoltaikanlagen). Durch Nach-
verdichtung der innerstädtischen Fläche so-
wie der Sicherung der Bestandsflächen wird 
dem Kriterium „sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden“ in vollem Umfang Rech-
nung getragen.

Abgesehen von potenziell eintretenden ge-
ringfügigen mikroklimatischen Veränderun-
gen können erhebliche negative Auswirkun-
gen daher insgesamt ausgeschlossen wer-
den.

Auswirkungen auf private Belange

Es sind keine erheblich negativen Auswir-
kungen der Planung auf private Belange be-
kannt.

Die bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-

tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

• Neuordnung und Revitalisierung des 
Areals westlich des Eschberger Weges 
und langfristige Sicherung der Be-
standsbebauung

• Nachverdichtung im Sinne der Innen- 
vor Außenentwicklung, sparsamer Um-
gang mit Grund und Boden

• Nutzungsverträglichkeit der einzelnen 
Gebiete planungsrechtlich gesichert

• Die Neubebauung fügt sich harmonisch 
in die Umgebung ein; Störungen und 
Beeinträchtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt (siehe auch Schall-
schutzgutachten)

• Voraussichtlich keine erheblichen Aus-
wirkungen auf die Belange des Um-
weltschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Hochwasserschutzes

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

• Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden 

• Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange des Verkehrs, 
Ordnung des ruhenden Verkehrs auf 
dem Grundstück; Leistungsfähigkeit 
durch Verkehrsgutachten nachgewiesen

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

• Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes wurden die zu beachtenden Be-
lange in ihrer Gesamtheit untereinander 
und gegeneinander abgewogen. Aufgrund 
der genannten Argumente, die für die Pla-
nung sprechen, kommt die Landeshaupt-
stadt zu dem Ergebnis, das Planvorhaben 
umzusetzen.


